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165. Jahrgang Mainz, den 29. August 2023 Nr. 10

Inhalt: Gesetz über die Neuordnung der Pfarreigremien im Rahmen des Pastoralen Weges im Bistum Mainz 
(Pfarreigremienneuordnungsgesetz – PfGNOG).

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

73. Gesetz über die Neuordnung der 
Pfarreigremien im Rahmen des 
Pastoralen Weges im Bistum Mainz 
(Pfarreigremienneuordnungsgesetz – PfGNOG)

Die Umstrukturierungen der Pfarreien im Zuge des 
Pastoralen Wegs im Bistum Mainz bedürfen einer Neu-
ordnung aller pfarrlichen Gremien. Aus diesem Anlass 
wird hiermit dieses Gesetz erlassen.

Artikel 1 
Statut für die Pfarreiräte im Bistum Mainz 

(Pfarreiratstatut – PfRSt)

Präambel

Die Kirche ist Zeichen und Werkzeug der Verbunden-
heit der Menschen mit Gott und der Gemeinschaft der 
Menschen untereinander. Durch Taufe und Firmung 
sind alle Gläubigen aufgerufen, die Kirche mitzuge-
stalten. Im Pfarreirat nehmen Gläubige Verantwortung 
wahr für die Entwicklung einer Kirche, die immer 
mehr die Vielfalt des Lebens, Glauben und Zweifel teilt 
und zur Suche nach Gott einlädt. 
Der Pfarreirat trägt dazu bei, dass sich die Kirche vor 
Ort in den vier Grundvollzügen der gemeinsamen 
Feier des Gottesdienstes, der Bezeugung und der Wei-
tergabe des Wortes Gottes, dem Dienst am Nächsten 
und dem Aufbau und der Wahrung der kirchlichen Ge-
meinschaft entfaltet. Gemeinsam mit dem Pfarrer koor-
diniert und fördert der Pfarreirat die je eigene Teilhabe 
aller Getauften an der Ausübung des Sendungsauftra-
ges, den Gott der Kirche als ganzer aufgetragen hat. 

§ 1 Begriffsbestimmung

(1) Die Pfarrei ist eine kirchenrechtlich selbständige 
und auf Dauer errichtete Gemeinschaft von Gläubigen 
mit einem Pfarrer als eigenem Hirten. Sie umfasst alle 
katholischen Gläubigen, die innerhalb eines genau be-
stimmten Gebietes ihren Wohnsitz oder Nebenwohn-
sitz haben.

Kraft ihrer Taufe sind alle Mitglieder der Pfarrei be-
rufen, gemeinsam mit ihrem Pfarrer und seinen Mit-
arbeitenden im Hirtendienst aktiv an der Verwirkli-
chung der Heilssendung der Kirche in der und durch 
die Pfarrei mitzuwirken.

(2) Die Gemeinde ist eine kirchenrechtlich unselbst-
ständige Teilgemeinschaft von Gläubigen innerhalb 
der rechtlich selbständigen Pfarrei. Sie hat den Auftrag 
je an ihrem Ort, in enger Verbundenheit untereinander 
und in Zusammenarbeit mit der gesamten Pfarrei die 
vier Grundvollzüge kirchlichen Lebens zu verwirkli-
chen. Die Umschreibung der Gemeinde erfolgt nach 
territorialen (Ortsgemeinden) oder nach personalen 
Gesichtspunkten (z. B. Gemeinden von Katholikinnen 
Katholiken anderer Muttersprache). 
Es ist ein ausdrückliches Anliegen im Rahmen des 
Pastoralen Weges, dass Glaube und Kirche weiterhin 
in lebendigen Gemeinden vor Ort gelebt und erlebt 
werden können. 

(3) Der Kirchort ist ein Sammelbegriff für alle Orte, 
an denen Christinnen und Christen die kirchliche Sen-
dung leben, und die öffentlich wahr- und angenommen 
werden. Er ist Erfahrungsort gelebter Nächstenliebe 
und Ort von Kirche, an dem sich kirchliches Leben in 
sehr unterschiedlichen Ausprägungen entfaltet.
Damit wird die Vielfalt kirchlichen Lebens in den 
Blick genommen. Gemeinden sind Kirchorte, aber 
auch andere kirchliche Einrichtungen, zum Beispiel 
katholische Kindertagesstätten, katholische Schulen 
und andere Bildungseinrichtungen, der Religionsun-
terricht, die Jugendverbände des BDKJ und die an-
deren kirchlichen Verbände, Ordensgemeinschaften 
und andere geistliche Gemeinschaften, Einrichtun-
gen der Altenhilfe, der Kinder- und Jugendhilfe, der 
Behindertenhilfe, Caritaszentren und Beratungsstel-
len, Jugend-, Schul- und Studierendenseelsorge, die 
Krankenhausseelsorge.

(4) Der Pfarreirat ist ein Gremium von gewählten 
Gläubigen und Mitgliedern kraft Amtes, das als sol-
ches das Volk Gottes der Pfarrei in der Vielfalt seiner 
Berufungen, Charismen und Dienste repräsentiert.  
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Er führt die Arbeit der bisherigen Pfarrgemeinderäte 
weiter.
Er ist einerseits das vom Bischof anerkannte Organ zur 
Förderung des Laienapostolates in der Pfarrei (Dekret 
des Zweiten Vatikanischen Konzils über das Laienapo-
stolat „Apostolicam actuositatem“ Nr. 26)1 und an-
dererseits der für die Pfarrei vorgesehene Pastoralrat 
(Dekret des Zweiten Vatikanischen Konzils über die 
Hirtenaufgabe der Bischöfe in der Kirche „Christus 
Dominus“ Nr. 27)2. Als solcher unterstützt er der Pfar-
rer in der Wahrnehmung seiner Hirtenverantwortung.
Als das zentrale Gremium der Beteiligung in der Pfar-
rei wirkt der Pfarreirat in den kirchlichen und gesell-
schaftlichen Anliegen der Pfarrei je nach Sachgebiet 
und unter Beachtung der diözesanen Vorgaben bera-
tend oder beschließend mit.

(5) Der Gemeindeausschuss ist das Gremium der 
Mitbestimmung in der Gemeinde vor Ort. Er ist ein 
Unterausschuss des Pfarreirates. Er wird durch den 
Pfarreirat bestätigt und beauftragt und berichtet in 
regelmäßigen Abständen dem Pfarreirat über seine 
Arbeit.

(6) Das Gemeindeteam ist eine kleine Gruppe Ge-
taufter, die gemeinsam Mitverantwortung für das Le-
ben in den Gemeinden wahrnehmen und Anteil an der 
Hirtensorge des Pfarrers haben. Die Mitglieder werden 
vom Bischof beauftragt, bestimmte – je nach Situation 
vor Ort zu vereinbarende – Funktionen aus dem Auf-
gabenbereich der Seelsorge und Leitung für den Be-
reich der jeweiligen Gemeinde ehrenamtlich und ei-
genverantwortlich wahrzunehmen.

§ 2 Bildung des Pfarreirates

(1) In jeder Pfarrei ist ein Pfarreirat zu bilden.

(2) Die wahlberechtigten Mitglieder der Pfarrei wäh-
len in gleicher, allgemeiner, unmittelbarer, freier und 
geheimer Wahl die Mitglieder des Pfarreirates. 

(3) Bei der ersten Wahl des Pfarreirates nach der 

1 Apostolocam Actuositatem 26.: In den Diözesen sollen nach 
Möglichkeit beratende Gremien eingerichtet werden, die die 
apostolische Tätigkeit der Kirche im Bereich der Evangelisierung 
und Heiligung, im caritativen und sozialen Bereich und in anderen 
Bereichen bei entsprechender Zusammenarbeit von Klerikern und 
Ordensleuten mit den Laien unterstützen. Unbeschadet des je 
eigenen Charakters und der Autonomie der verschiedenen Vereini-
gungen und Werke der Laien werden diese Beratungskörper deren 
gegenseitiger Koordinierung dienen können (7).
Solche Gremien sollten, soweit wie möglich, auch auf pfarrlicher, 
zwischenpfarrlicher und interdiözesaner Ebene, aber auch im natio-
nalen und internationalen Bereich geschaffen werden (8).
2 Christus Dominus 27.: [...] Es ist sehr zu wünschen, dass in 
jeder Diözese ein besonderer Seelsorgsrat eingesetzt wird, dem der 
Diözesanbischof selbst vorsteht und dem besonders ausgewählte 
Kleriker, Ordensleute und Laien angehören. Aufgabe dieses Rates 
wird es sein, alles, was die Seelsorgsarbeit betrifft, zu untersuchen, 
zu beraten und daraus praktische Folgerungen abzuleiten.

Gründung der Pfarrei gilt gemäß § 7 Absatz 4 der Ord-
nung für die Pastoralräume in der Phase II des Pastora-
len Weges im Bistum Mainz Folgendes:
1. Die Pastoralraumkonferenz bereitet die Wahl des 

Pfarreirates vor.
 Näheres regelt die Wahlordnung für die Wahl der 

Pfarreiräte im Bistum Mainz.
2. Die Pastoralraumkonferenz legt im Rahmen des 

Pastoralkonzeptes bis spätestens zum 01. August 
des Vorjahres der geplanten Pfarreigründung auf-
grund der Zahl der Katholikinnen und Katholiken 
und anhand der Einteilung der Pfarrei in Gemein-
den (Wahlbezirke) gemäß § 2 Absatz 3 Ziffer 3 die 
Zahl der direkt zu wählenden Mitglieder für die 
erste Amtszeit des Pfarreirats fest:
in Pfarreien bis 10.000 Mitglieder: 7 bis 9
in Pfarreien bis 15.000 Mitglieder: 9 bis 11
in Pfarreien bis 20.000 Mitglieder: 11 bis 13
in Pfarreien über 20.000 Mitglieder: 13 bis 15

 Übersteigt die Anzahl der Wahlbezirke die ma-
ximale Anzahl der Mitglieder nach dem vorge-
nannten Schlüssel, kann auf Antrag der Pastoral-
raumkonferenz im Ausnahmefall die Zahl der zu 
wählenden Mitglieder auf die Summe der Wahl-
bezirke angehoben werden.

3. Jede Gemeinde entspricht einem Wahlbezirk. Die 
Gemeinden anderer Muttersprachen bilden in 
der Pfarrei, in der sie ihren Dienstsitz haben, ei-
nen je eigenen Wahlbezirk. Die Anzahl der direkt 
zu wählenden Mitglieder je Wahlbezirk orientiert 
sich in der Regel an der Zahl der Katholikinnen 
und Katholiken der einzelnen Gemeinden. Da-
durch wird gewährleistet, dass jede Gemeinde 
angemessen im Pfarreirat vertreten ist. Dort, wo 
es sinnvoll erscheint, kann die Pastoralraumkon-
ferenz beschließen, dass alle Gemeinden durch 
die gleiche Anzahl an Mitgliedern im Pfarreirat 
vertreten sind. Es können sich auch mehrere Ge-
meinden zu einem Wahlbezirk zusammenschlie-
ßen (zum Beispiel bisherige Pfarrgruppen).

4. Zur besseren Vernetzung und Zusammenarbeit 
mit den Kirchorten in der neuen Pfarrei bestimmt 
die Pastoralraumkonferenz auf der Grundlage des 
Pastoralkonzeptes neben den in § 3 Absatz 1 Ziffer 
4 a. und b. genannten Kirchorten weitere Kirchor-
te, die Vertreterinnen oder Vertreter in den Pfar-
reirat entsenden können. Zu berücksichtigen sind 
etwa die Bereiche Krankenhaus- oder Altenseel-
sorge, Schulen, Cityseelsorge, Gefängnisseelsor-
ge, Hochschulseelsorge, Ordensgemeinschaften, 
Erwachsenenverbände. 

5. Die Entscheidungsvorlagen nach Ziffern 2, 3 und 
4 legt die Pastoralraumkonferenz gemäß Ziffer 
7 Absatz 4 der Ordnung für die Pastoralräume 
schriftlich dem Bischof zur Genehmigung vor.

(4) Bei Folgewahlen ist der Pfarreirat gemäß Wahl-
ordnung für die ordnungsgemäße Vorbereitung der 
Wahl verantwortlich.
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1. Er legt im Rahmen des Pastoralkonzeptes bis spä-
testens 3 Monate vor der Wahl aufgrund der Zahl 
der Katholikinnen und Katholiken die Zahl der 
direkt zu wählenden Mitglieder, ggf. unter Be-
rücksichtigung von Wahlbezirken, für die folgen-
de Amtszeit fest.

2. Im Regelfall wird bei Folgewahlen keine Eintei-
lung in Wahlbezirke mehr vorgenommen. Der 
Pfarreirat kann dennoch beschließen, die Wahl er-
neut nach Wahlbezirken gemäß § 2 Absatz 3 Ziffer 
2 und 3 durchzuführen. 

3. Er kann unter Berücksichtigung des Pastoralkon-
zeptes die Kirchorte neu bestimmen, die im Pfar-
reirat vertreten sein sollten.

§ 3 Zusammensetzung des Pfarreirates 

(1) Dem Pfarreirat gehören mit beschließender Stim-
me an:
1. Geborene Mitglieder: 

a. der Pfarrer
b. die Pfarreikoordinatorin oder der 

Pfarreikoordinator
c. aus dem Kreis der in der Pfarreiseelsorge 

tätigen weiteren Priester, der Diakone, der 
Pastoralreferentinnen und -referenten, der 
Gemeindereferentinnen und -referenten bis 
zu vier von diesen zu bestimmende Personen

d. ein Mitglied jedes vom Bischof beauftragten 
Gemeindeteams in der Pfarrei.

2. Gewählte Mitglieder:
a.  die gemäß § 2 Absatz 3 Ziffer 2 und Absatz 4 

von den Pfarreimitgliedern Gewählten
b.  die von der Jugendversammlung gewählten 

Personen als Jugendvertretung gemäß der 
Satzung für die Jugendversammlung in Pfar-
reien im Bistum Mainz.

3. Hinzugewählte Mitglieder:
a. Der Pfarreirat kann weitere Ehrenamtliche 

hinzuwählen. Die Zahl der Hinzugewählten 
beträgt maximal ein Drittel der direkt ge-
wählten Mitglieder.

b. Bei der Hinzuwahl sollen besonders berück-
sichtigt werden: Gemeinden, Bevölkerungs-
schichten, Altersgruppen, Geschlecht und 
andere Zielgruppen, die noch nicht ausrei-
chend im Pfarreirat vertreten sind.

c. Die Hinzuwahl kann während der gesamten 
Amtszeit erfolgen.

4. Vertretung der Kirchorte im Pfarreirat:
a. Eine Vertretung der Kita-Leitungen hat dau-

erhaft einen Sitz im Pfarreirat.
b. Eine Vertretung des Bezirkscaritasverban-

des, nach Möglichkeit die Tandemperson der 
Gemeindecaritas, kann dauerhaft einen Sitz 
im Pfarreirat haben.

c. Weitere gemäß § 2 Absatz 3 Ziffer 4 oder 
Absatz 4 Ziffer 3 festgelegte Kirchorte kön-
nen einen Sitz im Pfarreirat haben. Diese 

benennen dazu verbindlich je eine Person als 
Vertretung, bei mehreren Kirchorten gleicher 
Natur eine gemeinsame.

d. Mit Ausnahme der Wahl des Verwaltungsra-
tes haben die unter a. bis c. genannten Mit-
glieder Stimmrecht im Pfarreirat.

5. Mindestens zwei Drittel der Mitglieder des Pfar-
reirates müssen direkt gewählte beziehungsweise 
hinzugewählte Mitglieder sein, sofern es die örtli-
chen Gegebenheiten zulassen.

(2) Mitglieder des Pfarreirates mit beratender Stim-
me sind
1. die Verwaltungsleiterin oder der Verwaltungsleiter
2. die oder der stellvertretende Vorsitzende des 

Verwaltungsrates
3. die Pastoralassistentinnen, Pastoralassistenten, 

Gemeindeassistentinnen und Gemeindeassisten-
ten in der Ausbildung.

4. Die Mitglieder des Pastoralteams, die nicht gebo-
rene Mitglieder sind, können mit beratender Stim-
me an den Sitzungen des Pfarreirates teilnehmen.

(3) Zu einzelnen Sitzungen des Pfarreirates können 
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden Gäste 
eingeladen werden. Den Gästen kann das Rederecht 
erteilt werden.

§ 4 Aufgaben

(1) Aufgabe des Pfarreirates ist es, die gemeinsa-
me Sendung aller Glieder der Pfarrei darzustellen. 
Im Pfarreirat sollen sich der Pfarrer und die übrigen 
Mitglieder über die Angelegenheiten der Pfarrei infor-
mieren, gemeinsam darüber beraten und gemeinsame 
Beschlüsse fassen.

(2)  Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Gemeinsam mit dem Pfarrer und dem Pastoral-

team sorgt der Pfarreirat für die Erarbeitung bzw. 
Fortschreibung und für die Umsetzung des Pasto-
ralkonzepts der Pfarrei. Mit diesem Konzept wird 
der Rahmen für die künftige Arbeit in der Pfarrei 
und im Pastoralraum abgesteckt. Die Umsetzung 
kann in verschiedenen Gremien (Pfarreirat, Ge-
meindeausschüsse, Fachausschüsse, Projektgrup-
pen etc.) erfolgen.

2. Auf der Grundlage der Wahrnehmungen im Sozi-
alraum setzt der Pfarreirat Impulse für innovative 
Projekte und zur Verstetigung bewährter Ange-
bote der Pastoral.

3. Er sucht die Kooperation mit allen anderen Betei-
ligten im Pastoralraum bzw. Sozialraum.

4. Er wählt und beauftragt den Kirchenverwaltungs-
rat (KVR) und erstellt auf der Grundlage des 
Pastoralkonzeptes Richtlinien, die vom KVR zu 
berücksichtigen sind. 
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5. Bei genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäf-
ten der Kirchengemeinde, insbesondere vor 
Beschlussfassung über den Haushalt, gibt der 
Pfarreirat eine Stellungnahme gegenüber dem 
Kirchenverwaltungsrat ab.

6. Er gibt vor der Stellenausschreibung für hauptamt-
lich Mitarbeitende im Pfarreidienst eine Stellung-
nahme ab, in der die Situation und die Bedarfe der 
Pfarrei beschrieben sind.

7. Er informiert sich über die inhaltliche und prak-
tische Arbeit der verschiedenen Gemeinden 
und Kirchorte in der Pfarrei und sorgt für deren 
Vernetzung.

8. Er schlägt dem Bischof vor, in welcher Weise die 
Pfarrei in Gemeinden gegliedert wird. 

9. Gemeinsam mit dem Pfarrer trägt der Pfarreirat 
Sorge für die liturgischen, katechetischen, carita-
tiven und gemeindebildenden Aufgaben in der 
Pfarrei und fördert in diesen Bereichen die Ko-
operation im Pastoralraum. Nach Möglichkeit bil-
det der Pfarreirat Fachausschüsse zu den einzel-
nen Grunddiensten.

10. Er fördert die ökumenische Zusammenarbeit.
11. Er hält Kontakt zu den Kommunen und den Ein-

richtungen des Sozialraums.
12. Er fördert das freiwillige Engagement und ermög-

licht Qualifizierung und Weiterbildung.
13. Der Pfarreirat setzt zur Erfüllung der ihm oblie-

genden Aufgaben Gemeindeausschüsse für jede 
Gemeinde der Pfarrei und Fachausschüsse zu be-
stimmten pastoralen Themen oder Projektgrup-
pen ein. Er beauftragt sie für eine begrenzte Zeit 
und nimmt in regelmäßigen Abständen Berichte 
der Projektgruppen und Ausschüsse entgegen. 

14. Der Pfarreirat schlägt zusammen mit dem Pfarrer 
dem Bischof geeignete Personen vor, die dieser als 
Gemeindeteam beauftragt.

15. Der Pfarreirat kann Beschlüsse, die ausschließlich 
eine bestimmte Gemeinde betreffen, nicht ohne 
vorherige Anhörung des zuständigen Gemein-
deausschusses fassen.

16. Der Pfarreirat entsendet nach Maßgabe des Sta-
tuts für den Katholikenrat des Bistums Mainz eine 
Vertretung in den Katholikenrat des Bistums.

§ 5 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind Pfarreimitglieder, die am 
Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Pfarreimitglied ist, wer katholisch ist und in der 
Pfarrei seinen Wohnsitz hat.

(3) Alle Wahlberechtigten können ihr Wahlrecht nur 
einmal ausüben. 

(4) Die Wahlberechtigung wird anhand von Wähler-
listen kontrolliert. Die Wahlberechtigung ist auf Ver-
langen schriftlich nachzuweisen. 

(5) Wählbar sind wahlberechtigte Pfarreimitglieder, 
die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
in ihrer aktiven Kirchengliedschaft im Sinne des kirch-
lichen Rechts nicht behindert sind, ordnungsgemäß 
vorgeschlagen wurden und ihrer Kandidatur schrift-
lich zugestimmt haben. In Zweifelsfällen ist die Ent-
scheidung des Bischöflichen Ordinariates einzuholen. 
Als Vertretung der Jugend kann durch die Jugendver-
sammlung gewählt werden, wer am Wahltag das 16. 
Lebensjahr vollendet hat. Näheres regelt die Satzung 
der Jugendversammlung.

(6) Hauptberufliche im pastoralen Dienst, die außer-
halb der Pfarrei wohnen, in der sie einen Dienstauftrag 
haben, oder die eine Beauftragung für mehrere Pfarrei-
en haben, sind nur in der Pfarrei wahlberechtigt, in der 
sie (überwiegend) tätig sind.

(7) Wählbar und wahlberechtigt sind auch Katho-
likinnen und Katholiken, die ihren Wohnsitz nicht in 
der Pfarrei, jedoch im Bistum Mainz haben, sofern sie 
am Leben der Pfarrei aktiv teilnehmen, nicht für einen 
anderen Pfarreirat kandidieren und die übrigen Wähl-
barkeitsvoraussetzungen erfüllen. Sie haben schriftlich 
nachzuweisen, dass sie aus dem Wählerverzeichnis 
der zuständigen Pfarrei ausgetragen worden sind.
Wer sein Wahlrecht an seinem zweiten Wohnsitz (Ne-
benwohnsitz) ausüben will, muss sich ebenfalls aus 
dem Wählerverzeichnis der zuständigen Pfarrei aus-
tragen lassen.

(8) Wählbar und wahlberechtigt sind auch Mitglie-
der der Gemeinden anderer Muttersprache, die ihren 
Wohnsitz nicht in der Pfarrei, jedoch im Bistum Mainz 
haben, sofern sie am Leben der Pfarrei aktiv teilneh-
men, nicht für einen anderen Pfarreirat oder Pfarrge-
meinderat kandidieren und die übrigen Wählbarkeits-
voraussetzungen erfüllen. Hierzu müssen sie sich in 
das Wählerverzeichnis der Pfarrei eintragen lassen. 
Das Wahlrecht in der Wohnort-Pfarrei bleibt davon 
unberührt.

(9) Wenn ausreichend Kandidaten vorhanden sind, 
dürfen Ehepartner und bis zum zweiten Grad Ver-
wandte nicht gleichzeitig kandidieren. Wenn eine 
Wahl wegen nicht ausreichender Kandidatenzahl an-
ders nicht möglich ist, kann auf Antrag des Pfarreirates 
durch das Bischöfliche Ordinariat eine Ausnahmerege-
lung genehmigt werden.

(10) Nicht wählbar sind die in einem Dienstverhältnis 
zur Kirchengemeinde stehenden Personen sowie dieje-
nigen im Dienst des Bistums stehenden Personen, die 
in der Kirchengemeinde beruflich tätig sind. Dies gilt 
nicht für Aushilfskräfte, die weniger als drei Monate 
beschäftigt sind.

(11) Auf Antrag kann das Bischöfliche Ordinariat eine 
Katholikin oder einen Katholiken, die oder der aktiv 
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am Leben einer Pfarrei teilnimmt, vom Erfordernis des 
Hauptwohnsitzes im Bistum Mainz befreien, sofern die-
se Person die übrigen Wählbarkeitsvoraussetzungen 
erfüllt. Die Bestätigung der Wohnortpfarrei und ggf. 
die Austragung aus einem etwaig vorhandenen Wäh-
lerverzeichnis der Wohnortpfarrei ist nachzuweisen.

(12)  Auf Antrag kann das Bischöfliche Ordinariat ei-
nem Mitglied einer Gemeinde anderer Mutterspra-
che, das aktiv am Leben einer Pfarrei teilnimmt, vom 
Erfordernis des Hauptwohnsitzes im Bistum Mainz 
befreien, sofern dieses die übrigen Wählbarkeitsvo-
raussetzungen erfüllt. Hierzu müssen sie sich in das 
Wählerverzeichnis der Pfarrei eintragen lassen. Das 
Bischöfliche Ordinariat informiert den zuständigen 
Ordinarius. Im Übrigen gilt ergänzend Absatz 7.

(13)  Näheres regelt die Wahlordnung.

§ 6 Amtsdauer und Mitgliedschaft

(1) Die Mitglieder des Pfarreirates werden in der Re-
gel für vier Jahre gewählt. Dies gilt nicht, wenn der 
Bischof gemäß § 6 Absatz 6 einen vom allgemeinen 
Wahltag abweichenden Wahltermin oder eine abwei-
chende Amtsperiode festlegt.
Der Bischof bestimmt den Tag der Neuwahl.
Die Amtsperiode des Pfarreirates beginnt mit seiner 
Konstituierung nach der Wahl und endet mit der Kon-
stituierung des neuen Pfarreirates; dies gilt auch, wenn 
die ursprüngliche Amtszeit von vier Jahren schon 
überschritten sein sollte.

(2) Die bei der Wahl zum Pfarreirat nicht gewählten 
Kandidierenden bilden eine Ersatzliste. Scheidet ein 
direkt gewähltes Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, 
so tritt an dessen Stelle die Person mit der folgenden 
Stimmenzahl unter Berücksichtigung der Wahlbezir-
ke. Stehen keine Kandidierenden mehr zur Verfügung, 
bleibt der Platz im Pfarreirat vakant.

(3) Scheidet ein nach § 3 Absatz 1 Ziffer 3 hinzuge-
wähltes Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, so kann 
der Pfarreirat gemäß § 3 Absatz 1 Ziffer 3 eine Hinzu-
wahl vornehmen.

(4) Scheidet eine Person als Jugendvertretung aus, 
wählt die Jugendversammlung gemäß der Satzung für 
die Jugendversammlung in Pfarreien im Bistum Mainz 
eine neue Person. Diese muss die Wählbarkeitsvoraus-
setzungen gemäß § 5 erfüllen.

(5) Die Mitgliedschaft im Pfarreirat endet durch Ver-
zicht, durch Verlust der Wählbarkeit oder durch Un-
gültigkeit der Wahl. Die Aufgabe des Wohnsitzes in 
der Pfarrei führt dann nicht zum Verlust des Manda-
tes, wenn die in § 5 Absatz 7 oder in § 5 Absatz 11 be-
schriebenen Voraussetzungen erfüllt sind.

(6) Der Bischof kann aus wichtigem Grund einzelnen 
Mitgliedern das Mandat entziehen.
Der Bischof kann ebenfalls aus wichtigem Grund den 
Pfarreirat auflösen und das weitere Verfahren festle-
gen. Vor den jeweiligen Entscheidungen sind vom Bi-
schof oder von einem von ihm Beauftragten das betrof-
fene Mitglied und der Pfarrer zu hören.

(7) Der Bischof kann in begründeten Einzelfällen 
vom allgemeinen Wahltag abweichende Wahltermine 
oder auch eine von den allgemeinen Vorschriften ab-
weichende Amtsperiode festlegen.

§ 7 Vorstand des Pfarreirates

(1) Der Pfarreirat bildet einen Vorstand.

(2) Der Pfarreirat wählt aus dem Kreis der gewählten 
und hinzugewählten Mitglieder eine Vorsitzende oder 
einen Vorsitzenden sowie eine Stellvertreterin oder ei-
nen Stellvertreter.

(3) Der Pfarreirat wählt ebenfalls die unter Absatz 4 
Ziffer 5 und 6 genannten Mitglieder.

(4) Dem Vorstand gehören an:
1. der Pfarrer
2. die Pfarreikoordinatorin oder der Pfarrei- 

koordinator
3. die oder der gewählte Vorsitzende
4. die gewählte Stellvertreterin oder der gewählte 

Stellvertreter
5. bis zu drei weitere Mitglieder des Pfarreirates
6. nach Möglichkeit eine Person als Jugendvertretung.

(5) Der Vorstand nimmt in den Zeiten zwischen den 
Versammlungen des Pfarreirates dessen Aufgaben 
wahr.

(6) Hauptamtlich pastoral Mitarbeitende, die der 
Pfarrei zugeordnet sind, können nicht für das Amt der 
oder des Pfarreiratsvorsitzenden kandidieren.

(7) Als Vorsitzende oder Vorsitzender und als Stell-
vertreterin oder Stellvertreter sind gewählt, wer mehr 
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Wird 
im zweiten Wahlgang diese Mehrheit nicht erreicht, ist 
im dritten Wahlgang gewählt, wer die meisten Stim-
men erhält.
(8) Die Wiederwahl der oder des Vorsitzenden ist 
zweimal möglich. Bei der zweiten Wiederwahl ist die 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen erfor-
derlich. Eine weitere Wiederwahl bedarf einer Geneh-
migung durch das Bischöfliche Ordinariat.

(9) Der Vorstand bereitet die Sitzungen des Pfarreira-
tes vor, lädt zu ihnen ein und leitet die Sitzung.
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(10) Der Vorstand trägt Sorge für die Durchführung 
der Beschlüsse des Pfarreirates und koordiniert die an-
fallenden Aufgaben.

(11) Die oder der Vorsitzende bzw. stellvertretende 
Vorsitzende trägt Sorge, dass das Pastoralkonzept vor 
Ort mitgetragen und realisiert wird.

§ 8 Arbeitsweise des Pfarreirates

(1) Der Pfarreirat tagt in der Regel im Abstand von 
zwei Monaten. Zu seinen Sitzungen ist unter Angabe 
der Tagesordnung spätestens eine Woche vor der Sit-
zung in schriftlicher Form vom Vorstand einzuladen. 

(2) Der Pfarreirat muss einberufen werden, wenn der 
Pfarrer oder die/der Vorsitzende oder mindestens ein 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder dies mit An-
gabe des Tagesordnungspunktes beantragen. Auch ein 
Gemeindeausschuss kann die Einberufung des Pfarrei-
rates beantragen.

(3) Die Sitzungen des Pfarreirates sind öffentlich. Sie 
werden in der Regel durch die oder den Vorsitzenden 
geleitet. Anwesende, die nicht Mitglied des Pfarreira-
tes sind, besitzen kein Rederecht, es sei denn, der Pfar-
reirat beschließt mehrheitlich anders.

(4) In Ausnahmefällen kann der Pfarreirat eine 
nicht-öffentliche Sitzung beschließen.

(5) Über jede Sitzung des Pfarreirates ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, in der zumindest die Beschlüsse 
enthalten sind. Sie gehört zu den amtlichen Akten und 
ist im Pfarrarchiv aufzubewahren. Die Beschlüsse sind 
in ortsüblicher Weise bekannt zu machen, falls der 
Pfarreirat nichts anderes beschließt.

(6) Der Vorstand entscheidet über das Format der 
Sitzung, insbesondere präsentisch, digital oder hybrid. 
Näheres regelt die Geschäftsordnung.

(7) Der Pfarreirat sollte regelmäßige Reflexions- und 
Besinnungstage durchführen.

(8) Dort, wo der Pfarreirat zahlenmäßig sehr groß ist, 
sind alternative Arbeitsformen zu nutzen (Untergrup-
pen, Ausschussarbeit, Themengruppen, Projektgrup-
pen etc.). 

(9) Die Pfarreimitglieder sind regelmäßig über die 
Tätigkeit des Pfarreirates zu informieren. Hierzu kann 
der Pfarreirat die Pfarreimitglieder zu einer Pfarrver-
sammlung einladen.

§ 9 Beschlussfassung

(1) Der Pfarreirat ist beschlussfähig, wenn mehr als 
die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwe-
send ist.

(2) Bei Wahlen ist die Anwesenheit von zwei Dritteln 
der stimmberechtigten Mitglieder erforderlich.

(3) Der Pfarreirat ist stets beschlussfähig, wenn er 
zum zweiten Mal durch erneute Einladung zu einer 
Sitzung mit derselben Tagesordnung einberufen wur-
de und auf diese Folge dabei ausdrücklich hingewie-
sen worden ist.

(4) Der Pfarreirat fasst seine Beschlüsse, wenn nichts 
anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag ab-
gelehnt. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen 
gelten als nicht abgegebene Stimmen.

(5) Beschlüsse können im Umlaufverfahren gefasst 
werden. Näheres regelt die Geschäftsordnung.

(6) Beschlüsse, die der verbindlichen Glaubens- oder 
Sittenlehre oder dem allgemeinen oder diözesanen 
Kirchenrecht widersprechen, können nicht gültig ge-
fasst werden. 

(7) Der Pfarrer kann bei Beschlüssen aufgrund der 
von Rechts wegen durch sein Amt gegebenen pasto-
ralen Verantwortung unter Angabe der Gründe sofort 
oder binnen einer Woche ab Beschlussfassung beim 
Vorstand schriftlich Widerspruch einlegen. Der Wi-
derspruch hat aufschiebende Wirkung. Die oder der 
Vorsitzende hat innerhalb von zwei Wochen die An-
gelegenheit dem Pfarreirat zur erneuten Beratung und 
Beschlussfassung vorzulegen. Wird dem Widerspruch 
nicht abgeholfen, ist das Schlichtungsverfahren gemäß 
§ 10 einzuleiten.

§ 10 Schlichtungsverfahren

In allen Fällen, in denen Meinungsverschiedenheiten 
innerhalb des Pfarreirates nicht im partnerschaftlichen 
Dialog beigelegt werden können, haben der Pfarrer 
und der Pfarreirat die Möglichkeit, die Schlichtungs-
stelle für die Pastoralen Räte im Bistum Mainz anzu-
rufen. Die Eingabe bedarf der Schriftform. Sie ist zu 
begründen und vom Antragsteller zu unterschreiben. 
Gelingt es der Schlichtungsstelle nicht, eine Einigung 
herbeizuführen, verfügt der Bischof die erforderlichen 
Maßnahmen.

§ 11 Gemeindeausschüsse

(1) In jeder Gemeinde einer Pfarrei soll ein Gemein-
deausschuss gebildet werden.
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(2) Er unterstützt den Pfarreirat bei der Erfüllung der 
diesem obliegenden Aufgaben in der Gemeinde und 
berichtet ihm in regelmäßigen Abständen darüber. 

(3) Dem Gemeindeausschuss gehören an:
1. Mindestens ein Mitglied des Pfarreirates für den 

Kontakt zwischen Pfarreirat und Gemeindeaus-
schuss, möglichst aus der jeweiligen Gemeinde

2. Weitere Mitglieder werden in der jeweiligen Ge-
meinde durch die Gemeindeversammlung oder 
ein anderes vor Ort zu bestimmendes Verfahren 
gewählt. Sie werden vom Pfarreirat bestätigt.

(4) Jedem Gemeindeausschuss wird vom Pastoral-
team eine hauptamtliche Bezugsperson aus diesem 
unterstützend zugeordnet.

(5) Der Gemeindeausschuss ist zu allen wichtigen 
Angelegenheiten, die die Gemeinde betreffen, anzuhö-
ren. Er hat ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenhei-
ten, die die Gemeinde betreffen. Er hat zu denjenigen 
Fragen Stellung zu nehmen, die ihm vom Pfarreirat 
vorgelegt werden. Weitere Aufgaben können dem Ge-
meindeausschuss widerruflich vom Pfarreirat übertra-
gen werden.

(6) Aufgaben des Gemeindeausschusses sind 
insbesondere
1. die Unterstützung des Pfarreirates in seinen Auf-

gaben in den Gemeinden
2. das Ergreifen von Maßnahmen und Fassen von 

Beschlüssen, soweit sie ausschließlich die einzel-
ne Gemeinde betreffen.

 Dies geschieht auf der Grundlage des Pastoral-
konzeptes im Einvernehmen mit dem Pfarreirat 
und dem Pastoralteam.

3. Sorge für die Grundvollzüge in der Gemeinde
4. Förderung des kirchlichen Lebens im Sozialraum
5. die Einladung der Gemeindemitglieder zu einer 

Gemeindeversammlung, um die Kommunikation 
zu fördern

6. Begleitung, Förderung und Vernetzung von 
Kirchorten in der Gemeinde

7. Regelmäßiger Austausch mit dem Pfarreirat und 
dem Kirchenverwaltungsrat

8. Kontakt zu Nachbargemeinden und nichtkirchli-
chen Einrichtungen.

(7) Dort, wo ein Gemeindeteam beauftragt ist, kann 
auf die Bildung eines Gemeindeausschusses verzichtet 
werden.

(8) In Gemeinden, in denen es sowohl ein Gemeinde-
team als auch einen Gemeindeausschuss gibt, tragen 
beide gemeinsam die Verantwortung für die Entwick-
lung der Kirche vor Ort und wirken in Wahrnehmung 
ihrer jeweiligen Aufgaben vertrauensvoll zusammen. 

§ 12 Fachausschüsse und Beauftragte des Pfarreirates

(1) Der Pfarreirat kann für die Erfüllung der ihm ob-
liegenden Aufgaben für eine begrenzte Zeit Fachaus-
schüsse oder Beauftragte zu bestimmten pastoralen 
Themen einsetzen. 

(2) Er beauftragt sie und nimmt in regelmäßigen Ab-
ständen Berichte der Ausschüsse und Beauftragten 
entgegen.

(3) Die Beauftragten und die Mitglieder der Fachaus-
schüsse müssen nicht dem Pfarreirat angehören.

(4) Die Beauftragten und Fachausschüsse dienen der 
Umsetzung des Pastoralkonzeptes und einer engen in-
haltlichen Kooperation zwischen Pfarrei, Gemeinden 
und Kirchorten. 

§ 13 Wahl des Verwaltungsrates

(1)  Der Pfarreirat wählt spätestens 10 Wochen 
nach der Pfarreiratswahl in geheimer Wahl den 
Verwaltungsrat.

(2)  Für die Wahl des Kirchenverwaltungsrates gelten 
die Regelungen in der Ordnung für die Wahl der Ver-
waltungsräte der Kirchengemeinden im Bistum Mainz.

§ 14 Abweichungen von dieser Ordnung

Von der in diesem Statut beschriebenen Zusammen-
setzung des Pfarreirates gemäß § 3 kann aus schwer-
wiegendem Grund abgewichen werden. Anträge auf 
Abweichungen sind beim Bischöflichen Ordinariat 
einzureichen und dem Bischof zur Entscheidung unter 
Beachtung der Vorschriften von c. 90 CIC vorzulegen.

§ 15 Geschäftsordnung

Der Pfarreirat kann sich eine Geschäftsordnung geben. 
Er soll dabei auf die Muster-Geschäftsordnung für die 
Pfarreiräte der Diözese Mainz zurückgreifen.

§ 16 Inkrafttreten

Dieses Statut tritt nach erfolgter Anhörung des Diö-
zesanpastoralrates am Tag nach der Veröffentlichung 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz in 
Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz
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Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 2 
Wahlordnung für die Pfarreiräte im Bistum Mainz

§ 1 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

Wahlberechtigung und Wählbarkeit sind in § 5 des Sta-
tutes für die Pfarreiräte im Bistum Mainz geregelt.

§ 2 Vorbereitung der ersten Wahl des Pfarreirates 
nach Pfarreigründung

Bei der ersten Wahl des Pfarreirates nach der Grün-
dung der Pfarrei gilt gemäß Ziffer 7 Absatz 4 der Ord-
nung für die Pastoralräume in der Phase II des Pastora-
len Weges im Bistum Mainz Folgendes:
1. Die Pastoralraumkonferenz ist für die ordnungs-

gemäße Vorbereitung der Wahl verantwortlich.
2. Sie veranlasst spätestens sechs Monate vor der 

Wahl die Vorbereitung und wählt unter den Wahl-
berechtigten einen Wahlvorstand gemäß § 4. Bei 
der Besetzung des Wahlvorstandes ist die Anzahl 
der zukünftigen Gemeinden zu berücksichtigen.

3. Die Pastoralraumkonferenz entscheidet spätes-
tens sechs Monate vor der Wahl, ob die Wahl als 
allgemeine Briefwahl durchgeführt wird gemäß § 
11 Absatz 6.

4. Sie legt im Rahmen des Pastoralkonzeptes bis spä-
testens zum 01. August des Vorjahres der Pfarrei-
gründung aufgrund der Zahl der Katholikinnen 
und Katholiken und anhand der Einteilung der 
Pfarrei in Gemeinden bzw. Wahlbezirke die Zahl 
der direkt zu wählenden Mitglieder für die erste 
Amtszeit des Pfarreirats fest. Näheres regelt § 2 
Absatz 3 des Statuts für die Pfarreiräte im Bistum 
Mainz.

5. Die Pastoralraumkonferenz legt spätestens vier 
Monate vor der Wahl Wahllokale und Wahlzei-
ten fest. In jedem Wahlbezirk ist mindestens ein 
Wahllokal einzurichten. Das Wahllokal muss am 
Wahlwochenende mindestens drei Stunden geöff-
net sein. Die Wahlberechtigten sind mit der Wahl-
benachrichtigung darüber zu informieren, wo sie 
ihre Stimme zu welcher Zeit abgeben können. 

6. Jede wahlberechtigte Person ist einem Wahllokal 
zuzuordnen.

7. Spätestens zwölf Wochen vor der Wahl geben die 
amtierenden Pfarrgemeinderäte in ihren Pfarrei-
en den Wahltermin bekannt. Die Bekanntgabe 
erfolgt durch Mitteilung in allen Gottesdiens-
ten am Samstagabend und am Sonntag und im  

 Pfarrbrief oder auf der Homepage, außerdem 
durch Aushang in allen Gemeinden für die Dauer 
von mindestens einer Woche. Bei der Bekanntga-
be sollte auf die wichtigsten Punkte der Wahlord-
nung hingewiesen werden. Der amtierende Pfarr-
gemeinderat kann die Pfarreimitglieder zu einer 
Pfarrversammlung einladen. 

8. Der amtierende Pfarrgemeinderat fordert die Pfar-
reimitglieder auf, Wahlvorschläge abzugeben.

9. Die ehemaligen Mitglieder des Pfarrgemeinde-
rats sollen bei der Vorbereitung der Wahl wie Be-
kanntmachen des Wahltermins, Aufforderung der 
Pfarreimitglieder zur Abgabe von Wahlvorschlä-
gen, Wahlwerbung, Unterstützung des Wahlvor-
standes mitwirken.

10. Wenn in einer Pfarrei kein Pfarrgemeinderat mehr 
besteht, dann entscheidet der Pfarrer im Einver-
nehmen mit dem Bischöflichen Ordinariat über 
die Vorbereitung und Durchführung der Wahl.

§ 3 Vorbereitung der Folgewahlen

(1) Der Pfarreirat ist für die ordnungsgemäße Vorbe-
reitung der Wahl verantwortlich.

(2) Er veranlasst spätestens sechs Monate vor der 
Wahl die Vorbereitung und wählt unter den Wahlbe-
rechtigten einen Wahlvorstand.

(3) Er entscheidet spätestens sechs Monate vor der 
Wahl, ob die Wahl gemäß § 11 Absatz 6 als allgemeine 
Briefwahl durchgeführt wird.

(4) Er legt spätestens vier Monate vor der Wahl die 
Zahl der Mitglieder des Pfarreirates aufgrund der Zahl 
der Katholikinnen und Katholiken gemäß § 2 Absatz 3 
Ziffer 2 des Statuts für die Pfarreiräte im Bistum Mainz 
fest.

(5) Hat der Pfarreirat gemäß § 2 Absatz 4 Ziffer 2 des 
Statuts für die Pfarreiräte im Bistum Mainz entschie-
den, die Wahl erneut nach Wahlbezirken durchzufüh-
ren, legt er spätestens vier Monate vor der Wahl eine 
Aufteilung der Pfarrei in Wahlbezirke fest. Die Wahl-
bezirke entsprechen in der Regel den Gemeinden. Da-
bei ist auch zu entscheiden, wie viele Mitglieder aus 
den jeweiligen Wahlbezirken in den Pfarreirat gewählt 
werden sollen. Der Pfarreirat soll sich bei seiner Ent-
scheidung an der Zahl der Katholikinnen und Katholi-
ken orientieren

(6) Der Pfarreirat legt spätestens vier Monate vor der 
Wahl Wahllokale und Wahlzeiten fest. Das Wahllokal 
muss am Wahlwochenende mindestens drei Stun-
den geöffnet sein. Die Wahlberechtigten sind mit der 
Wahlbenachrichtigung darüber zu informieren, wo sie 
ihre Stimme zu welcher Zeit abgeben können. Hat der 
Pfarreirat erneut die Pfarrei in Wahlbezirke aufgeteilt, 
ist für jeden Wahlbezirk ein Wahllokal einzurichten. 
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Jede wahlberechtigte Person ist einem Wahllokal 
zuzuordnen.

(7) Spätestens zwölf Wochen vor der Wahl gibt der 
Pfarreirat der Pfarrei den Wahltermin bekannt. Die 
Bekanntgabe erfolgt durch Mitteilung in allen Gottes-
diensten am Samstagabend und am Sonntag und im 
Pfarrbrief oder auf der Homepage, außerdem durch 
Aushang in allen Gemeinden für die Dauer von min-
destens einer Woche. Bei der Bekanntgabe sollte auf 
die wichtigsten Punkte der Wahlordnung hingewiesen 
werden. Der Pfarreirat kann die Pfarreimitglieder zu 
einer Pfarrversammlung einladen. 

(8) Der Pfarreirat fordert die Pfarreimitglieder auf, 
Wahlvorschläge abzugeben.

(9) Wenn in einer Pfarrei kein Pfarreirat besteht, dann 
entscheidet der Pfarrer im Einvernehmen mit dem Bi-
schöflichen Ordinariat über die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl.

§ 4 Wahlvorstand

(1) Der Pfarreirat wählt spätestens sechs Monate vor 
der Wahl aus dem Kreis der Wahlberechtigten einen 
Wahlvorstand. 

(2) Der Wahlvorstand besteht aus der Wahlleiterin als 
Vorsitzender oder dem Wahlleiter als Vorsitzendem 
und aus mindestens zwei, höchstens vier Beisitzen-
den. Er ist für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahl zuständig.

(3) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter darf nicht für 
die Wahl kandidieren.

§ 5 Wahlvorschläge

(1) Jede und jeder Wahlberechtigte kann wählbare 
Personen als Kandidierende vorschlagen.

(2) Die Vertretung der Jugend wird von einer Jugend-
versammlung direkt in den Pfarreirat gewählt. 

(3) Auf den Vorschlägen für die Kandidierenden 
müssen Namen, Vornamen, Geburtsdatum und An-
schrift der Kandidierenden aufgeführt sein. 
Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Einverständni-
serklärung jeder und jedes Vorgeschlagenen mit An-
gabe von Namen, Vornamen, Anschrift, Geburtsdatum 
und eigenhändiger Unterschrift beizufügen. Die Ein-
verständniserklärung ist unwiderruflich; unberührt 
bleibt das Recht zur Ablehnung der Wahl gemäß § 16 
Abs. 2.

(4) Der Wahlvorschlag muss von mindestens fünf 
wahlberechtigten Pfarreimitgliedern unterschrieben 
sein.

(5) Wahlvorschläge müssen spätestens fünf Wochen 
vor dem Wahltermin dem Wahlvorstand schriftlich 
vorliegen. Die Frist zur Kandidierendensuche kann 
auf Antrag an das Bischöfliche Ordinariat gemäß § 6 
Absatz 4 gegebenenfalls um eine Woche verlängert 
werden.

(6) Jeder Wahlvorschlag darf nicht mehr Namen ent-
halten als die Anzahl der zu wählenden Mitglieder des 
neuen Pfarreirates.

§ 6 Prüfung der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorstand prüft die Wählbarkeit der auf 
den Wahlvorschlägen genannten Kandidatinnen und 
Kandidaten. Die Ablehnung einer Kandidatin oder ei-
nes Kandidaten ist dieser oder diesem schriftlich vor 
Veröffentlichung der Kandidierendenliste unter Anga-
be von Gründen mitzuteilen.

(2) Der Wahlvorstand stellt aus den eingegangenen 
Wahlvorschlägen die Kandidierendenliste zusammen. 
Die Liste muss eine um wenigstens ein Drittel höhere 
Anzahl von Kandidierenden enthalten, als Mitglieder 
in den Pfarreirat direkt zu wählen sind. 

(3) Wenn die vom Pfarreirat oder der Pastoralraum-
konferenz festgelegte Mitgliederzahl je Wahlbezirk 
aufgrund der eingegangenen Kandidierendenvor-
schläge nicht erreicht wird, beschließt der Pfarreirat 
eine im Rahmen von § 2 Absatz 3 des Statuts für die 
Pfarreiräte im Bistum Mainz geringere Mitgliederzahl. 
Bei der ersten Wahl nach der Neugründung der Pfarrei 
trifft diese Entscheidung der Wahlvorstand im Einver-
nehmen mit dem Pfarrer.

(4) Gelingt es dem Pfarreirat im Zusammenwirken 
mit dem Wahlvorstand trotzdem nicht, in ausreichen-
der Zahl Kandidierende zu finden, ist der Wahlvor-
stand gehalten, noch vor dem Termin der Erstellung 
der Kandidierendenliste dies dem Bischöflichen Or-
dinariat mitzuteilen. Das Bischöfliche Ordinariat ent-
scheidet über das weitere Vorgehen, insbesondere über 
eine Verlängerung der Frist zur Kandidierendensuche 
oder eine Abweichung von Absatz 2.

(5) Wenn der Wahltermin nicht eingehalten werden 
kann, legt der Bischof einen neuen Wahltermin fest. 
Die Entscheidung des Bischofs ist am ursprünglichen 
Wahltag in allen Gottesdiensten zu verlesen und der 
ganzen Pfarrei bekannt zu machen. § 2 Absatz 7 dieser 
Ordnung gilt entsprechend.

(6) Kann zum neu festgesetzten Zeitpunkt wiederum 
keine Wahl durchgeführt werden, kann der Bischof 
von Mainz gemäß § 6 Absatz 6 Satz 2 des Statuts für 
die Pfarreiräte im Bistum Mainz den Pfarreirat auflö-
sen und das weitere Verfahren festlegen.
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§ 7 Kandidierendenliste

(1) Nach Prüfung der Wahlvorschläge stellt der Wahl-
vorstand gemäß § 5 Absatz 3 eine Kandidierendenliste 
zusammen.

(2) Die Kandidierendenliste enthält von allen Kandi-
dierenden den Namen, den Vornamen, den Wohnort 
und ggf. die Angabe des Wahlbezirks; die Kandidie-
renden können freiwillig weitere Angaben ergänzen. 
Die Reihenfolge wird durch das Los bestimmt. Auf der 
Kandidierendenliste ist zu vermerken, dass die Rei-
henfolge der Kandidierenden durch das Los bestimmt 
wurde. Die Namen der Kandidierenden, die ihren 
Hauptwohnsitz nicht in der Pfarrei haben, sind als sol-
che durch die Angabe des Wohnortes zu kennzeichnen.

(3) Die Kandidierendenliste, Wahllokale und Wahl-
zeiten sind vom Wahlvorstand spätestens am dritten 
Sonntag vor der Wahl durch Aushang und gegebenen-
falls im Pfarrbrief bekanntzumachen. Der Aushang 
muss bis zum Wahltermin zugänglich sein.

§ 8 Stimmzettel

(1) Der Wahlvorstand hat für die Herstellung der 
Stimmzettel zu sorgen. Auf dem Stimmzettel sind die-
selben Personen mit
1. Name
2. Vorname
3. Wohnort
4. gegebenenfalls Wahlbezirk 
 und in derselben Reihenfolge und Gliederung 

aufzuführen wie in der Kandidierendenliste.

(2) Außerdem sind auf dem Stimmzettel anzugeben:
1. der Name der Pfarrei
2. der Wahltermin
3. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des 

Pfarreirates
4.  die Zahl der zu wählenden Mitglieder je Wahlbe-

zirk, sofern die Wahl nach Wahlbezirken durch-
geführt wird. 

§ 9 Durchführung der Wahl

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter verteilt 
die Aufgaben des Wahlvorstandes vor Beginn der 
Wahlhandlung auf die einzelnen Beisitzerinnen und 
Beisitzer.
Der Wahlvorstand kann zur Durchführung der Wahl 
Wahlhelferinnen oder Wahlhelfer bestimmen. Hierbei 
ist die Aufteilung der Pfarrei in Wahlbezirke und die 
Anzahl der Wahllokale zu berücksichtigen.

(2) Die Mitglieder des Wahlvorstandes sorgen für 
den ungestörten Ablauf der Wahl.

(3) Die Wahlhelferinnen und Wahlhelfer prüfen die 
Wahlberechtigung der Wählenden mit Namen, Vor-
namen, Anschrift und Geburtsdatum anhand der Liste 
der Wahlberechtigten, die durch das Bischöfliche Ordi-
nariat erstellt und dem Wahlvorstand zur Verfügung 
gestellt wurde. In der Liste ist zu vermerken, wer sei-
ne Stimme abgegeben hat. Wenn nach Wahlbezirken 
gewählt wird, hat der Wahlvorstand dafür zu sorgen, 
dass in jedem Wahllokal eine Liste der Wahlberechtig-
ten des jeweiligen Wahlbezirks vorliegt.

(4) Die Wahlhelferinnen und Wahlhelfer überzeu-
gen sich vor Abgabe des ersten Stimmzettels, dass die 
Wahlurne leer und versiegelt ist. Wenn Stimmzette-
lumschläge verwendet werden, müssen diese einheit-
lich sein.

(5) Die Wahlhelferinnen und Wahlhelfer entnehmen 
unmittelbar nach Beendigung der Wahlzeit die Stimm-
zettel der Wahlurne, zählen sie und vergleichen ihre 
Anzahl mit der Zahl der in der Wählerliste eingetrage-
nen Wählenden. Die Auszählung ist öffentlich. Ergibt 
sich dabei auch nach wiederholter Zählung eine Ab-
weichung, so ist diese in der Niederschrift anzugeben 
und möglichst zu erläutern.

(6) Die Wahlhelferinnen und Wahlhelfer sortieren die 
ungültigen Stimmzettel aus. Aus den gültigen Stimm-
zetteln werden die abgegebenen Stimmen pro Kan-
didierendem einzeln gezählt. Über die Gültigkeit der 
Stimmzettel beschließt der Wahlvorstand mit einfacher 
Mehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet der Wahl-
leiter bzw. die Wahlleiterin.

(7) Über die Wahlhandlung, die Stimmenauszählung 
und die Feststellung des Wahlergebnisses fertigt der 
Wahlvorstand eine Niederschrift an, die von allen Mit-
gliedern zu unterschreiben und alsbald zusammen mit 
den abgegebenen Stimmzetteln und sonstigen Unterla-
gen an das Pfarrarchiv zu geben ist.

(8) Wenn in einer Pfarrei mehrere Wahllokale zur 
gleichen Zeit geöffnet sind, müssen jeweils eigene Pro-
tokolle geführt werden, die nach Abschluss der Wahl 
zu einem Gesamtprotokoll zusammengefasst werden.

(9) Wenn die Wahllokale zu getrennten Wahlzeiten 
geöffnet sind, ist die Wahlurne jeweils zu versiegeln. 
Das Ergebnis wird erst nach Beendigung der Wahl in 
allen Wahllokalen festgestellt. In diesem Fall ist nur ein 
Protokoll notwendig.

§ 10 Wahlhandlung

(1) Die Wahlhandlung ist öffentlich, die Stimmab-
gabe geheim. In den Wahllokalen sind entsprechende 
Vorkehrungen zu treffen, dass eine geheime Wahl etwa 
in Wahlkabinen möglich ist. Jedes wahlberechtigte Ge-
meindeglied darf nur einen Stimmzettel abgeben.
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(2) Die Wählenden kreuzen auf dem Stimmzettel 
höchstens so viele Namen an, wie Mitglieder in den 
Pfarreirat zu wählen sind.

(3) Wird die Wahl nach Wahlbezirken durchgeführt, 
können die Wählenden in jedem Wahlbezirk höchstens 
so viele Namen ankreuzen, wie Mitglieder je Wahlbe-
zirk in den Pfarreirat zu wählen sind.

(4) Ein abgegebener Stimmzettel ist ungültig, wenn 
auf ihm mehr Namen angekreuzt sind, als Personen 
zu wählen sind, oder wenn sich auf ihm weitere hand-
schriftliche Zusätze befinden. 

§ 11 Briefwahl

(1) Die Wahlberechtigten haben auf Antrag die Mög-
lichkeit, brieflich zu wählen. Dieser Antrag kann bis 
zum vorletzten Tag vor dem Wahltermin schriftlich 
oder mündlich beim Wahlvorstand oder beim Pfarr-
amt gestellt werden.

(2) Wer einen Antrag auf Briefwahl gestellt hat, erhält 
einen Briefwahlschein, Stimmzettel, Stimmzettel- und 
Wahlbriefumschlag.

(3) Wer die Briefwahl beantragt hat, ist mit Namen, 
Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift in ein eigens 
anzulegendes Verzeichnis einzutragen.

(4) Wer per Briefwahl wählt, hat den Wahlbrief so 
rechtzeitig abzusenden, dass dieser spätestens bis zum 
Ende der festgesetzten Wahlzeit eingegangen ist. Der 
Wahlbrief muss an den Wahlvorstand gerichtet sein, 
den Briefwahlschein enthalten und in einem verschlos-
senen Umschlag den Stimmzettel.

(5) Auf dem Briefwahlschein hat die Wählerin oder 
der Wähler durch Unterschrift zu versichern, dass der 
Stimmzettel persönlich gekennzeichnet wurde.

(6) Der Pfarreirat kann die Durchführung der Wahl 
als allgemeine Briefwahl beschließen. In diesem Falle 
erhalten alle Wahlberechtigten die Briefwahlunterla-
gen. Die Vorschriften in §§ 10 und 11 Absatz 4 und 5 
gelten entsprechend. Auch bei allgemeiner Briefwahl 
muss am Wahltag Urnenwahl möglich sein. 

§ 12 Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlvorstand stellt unverzüglich nach Ab-
schluss der Wahlhandlung das Wahlergebnis fest.

(2) Gewählt sind diejenigen sind diejenigen Kandi-
dierenden, welche die meisten Stimmen erhalten ha-
ben, und zwar so viele Personen, wie Mitglieder in den 
Pfarreirat zu wählen waren. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los.

(3) Wird die Wahl nach Wahlbezirken durchgeführt 
sind diejenigen Personen gewählt, welche je Wahlbe-
zirk die meisten Stimmen erhalten haben, und zwar 
so viele Personen, wie Mitglieder je Wahlbezirk in den 
Pfarreirat zu wählen waren.

(4) Die übrigen Kandidatinnen und Kandidaten, für 
die Stimmen abgegeben wurden, sind Ersatzmitglie-
der. Sie rücken beim vorzeitigen Ausscheiden eines 
gewählten Mitgliedes für den Rest der Amtszeit nach. 
Über die Reihenfolge entscheidet die für sie abgegebe-
ne Stimmenzahl oder bei Stimmengleichheit das Los. 
Wurde die Wahl nach Wahlbezirken durchgeführt, bil-
den die übrigen Kandidatinnen und Kandidaten für 
ihren jeweiligen Wahlbezirk eine Ersatzliste.

(5) Die Wahlniederschrift ist an das Bischöfliche Or-
dinariat, Diözesanstelle Pfarreiräte, zu senden. Eine 
Sofortmeldung über das Wahlergebnis ist noch am 
Wahlabend an das Bischöfliche Ordinariat zu senden.

§ 13 Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter hat das Wahler-
gebnis an dem auf den Wahltermin folgenden Sonntag 
in den Gottesdiensten einschließlich der Gottesdiens-
te am Vorabend zu vermelden sowie durch Aushang 
für die Dauer von mindestens zwei Wochen nach der 
Wahl und im Pfarrbrief oder auf der Homepage der 
Pfarrei bekannt zu geben.

§ 14 Rechtsmittel

(1) Jede wahlberechtigte Person der Pfarrei kann ge-
gen die Wahl innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Wahltermin schriftlich beim Wahlvorstand begründe-
ten Einspruch erheben. 

(2) Die Wahl ist für ungültig zu erklären, wenn er-
hebliche Verstöße gegen die Wahlvorschriften vorlie-
gen und wenn die konkrete Möglichkeit besteht, dass 
der Verstoß die Mandatsverteilung beeinflusst haben 
kann.

(3) Der Wahlvorstand entscheidet über den Ein-
spruch durch Beschluss. Der Beschluss ist schriftlich 
zu begründen und zuzustellen.

(4) Gegen den Beschluss ist innerhalb von zwei Wo-
chen nach Zustellung die Beschwerde beim Bischöfli-
chen Ordinariat statthaft. Der angegriffene Beschluss 
ist in Kopie beizufügen. Das Bischöfliche Ordinariat 
entscheidet endgültig.

(5) Einspruch und Beschwerde hindern weder die 
Konstituierung noch die Arbeit des Pfarreirates und 
haben keine aufschiebende Wirkung. Das Bischöf-
liche Ordinariat kann von Amts wegen vorläufige  
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Maßnahmen vor Entscheidung über die Beschwerde 
treffen, insbesondere eine einstweilige Anordnung 
erlassen.

(6) Erklärt das Bischöfliche Ordinariat auf die Be-
schwerde hin die Wahl für ungültig, entscheidet der 
Bischof über einen neuen Wahltermin.

§ 15 Festlegung der Vertretung der Kirchorte

(1) Gemäß § 2 Absatz 3 Ziffer 4 des Statuts für die 
Pfarreiräte im Bistum Mainz sind bei der ersten Wahl 
des Pfarreirates durch die Pastoralraumkonferenz auf 
der Grundlage des Pastoralkonzepts Kirchorte zu be-
stimmen, die Vertreterinnen oder Vertreter in den Pfar-
reirat entsenden. 

(2)  Gemäß § 2 Absatz 4 Ziffer 3 des Statuts für die 
Pfarreiräte im Bistum Mainz kann der Pfarreirat die 
Benennung von Kirchorten, die im Pfarreirat vertreten 
sein sollen, verändern.

(3) Rechtzeitig vor der Konstituierung des Pfarreira-
tes bittet der Pfarrer die benannten Kirchorte, Vertrete-
rinnen oder Vertreter zu benennen, die dem Pfarreirat 
angehören sollen (gemäß § 3 Absatz 1 Ziffer 4 des Sta-
tuts für die Pfarreiräte im Bistum Mainz).

§ 16 Konstituierung des Pfarreirates

(1) Die konstituierende Sitzung des Pfarreirates fin-
det ungeachtet von eventuellen Einsprüchen spätes-
tens vier Wochen nach der Pfarreiratswahl statt. Der 
Pfarrer lädt ein und leitet die Sitzung.

(2) In dieser Sitzung erklären die Gewählten persön-
lich oder im Verhinderungsfall schriftlich vorab, ob sie 
die Wahl annehmen. Erst danach kann über eine Zu-
wahl weiterer Mitglieder entschieden werden. 

(3) Spätestens in der zweiten Sitzung ist die oder 
der Vorsitzende zu wählen. Unmittelbar nach der 
Wahl übernimmt die gewählte Person die Leitung der 
Sitzung.

(4) Sofern bereits in der ersten Sitzung des Pfarreira-
tes weitere Mitglieder zugewählt wurden, sind diese in 
die Auflistung aller Mitglieder aufzunehmen. Gleiches 
gilt für die Jugendvertretung sowie die Vertreterinnen 
und Vertreter der Kirchorte gemäß § 3 Absatz 1 Ziffer 4 
des Statuts für die Pfarreiräte im Bistum Mainz.

(5) Der schriftliche Bericht über die Konstituierung 
des Pfarreirates mit der Auflistung aller Mitglieder ist 
mit der Unterschrift des Pfarrers und der oder des Vor-
sitzenden des Pfarreirates an das Bischöfliche Ordina-
riat, Diözesanstelle Pfarreiräte, zu senden.

(6)  Sofern sich die Zusammensetzung des Pfarreira-
tes im Laufe der Amtszeit ändert, ist dies unverzüglich 
im Bischöflichen Ordinariat, Diözesanstelle Pfarreirä-
te, anzuzeigen.

§ 17 Schlussbestimmung

Diese Wahlordnung tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 3 
Änderung des Statuts für die Pfarrgemeinderäte in 

der Diözese Mainz

Das Statut für die Pfarrgemeinderäte in der Diözese 
Mainz in der Fassung vom 01.06. 2019 wird geändert 
und wie folgt insgesamt neu gefasst: 

Statut für die Pfarrgemeinderäte in der Diözese Mainz

Präambel

Der Pfarrgemeinderat dient der Erfüllung des Sen-
dungsauftrages der Kirche. Er hat gemäß dem Dekret 
des II. Vatikanischen Konzils über das Apostolat der 
Laien die Pflicht und das Recht, das Leben in der Pfarr-
gemeinde mitzugestalten und Sorge für alle Gemein-
deglieder zu tragen.
Der Pfarrgemeinderat ist ein Gremium, das beratend 
an der Leitung der Pfarrgemeinde beteiligt ist. Die 
Pflichten und Rechte des Pfarrers als Leiter der Pfar-
rei und seiner letzten Verantwortung als Hirte der Ge-
meinde sind davon nicht berührt.
Für die fruchtbare Tätigkeit des Pfarrgemeinderates ist 
das Vertrauen zwischen allen Beteiligten grundlegend. 
Die Bereitschaft zur Zusammenarbeit, zum gegenseiti-
gen Anhören und Verstehen ist unerlässlich.
Um ihren Aufgaben entsprechen zu können, bemü-
hen sich alle Mitglieder des Pfarrgemeinderates, in 
enger Verbindung mit ihren Seelsorgern, um ihre geis-
tige und geistliche Formung und um ihre religiöse 
Weiterbildung.
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§ 1 Bildung und Zusammensetzung des 
Pfarrgemeinderates 

(1) In jeder Pfarrgemeinde ist ein Pfarrgemeinderat 
zu bilden. Pfarrgemeinden im Sinne dieses Statutes 
sind Pfarreien, Pfarrkuratien und Pfarr-Rektorate.

(2) Dem Pfarrgemeinderat gehören mit Stimmrecht 
an:
1. geborene Mitglieder 
2. gewählte Mitglieder
3. hinzugewählte Mitglieder.

(3) Geborene Mitglieder sind:
Pfarrer, Pfarrvikar, Kaplan, Ständiger Diakon, Pastoral-
referentin oder Pastoralreferent, Gemeindereferentin 
oder Gemeindereferent, die oder der stellvertretende 
Vorsitzende des Verwaltungsrates nach der Neuwahl 
des Verwaltungsrates bis zum Ende der Amtszeit des 
Pfarrgemeinderates. Bis zu zwei Vertreterinnen oder 
Vertreter der Jugend in der Pfarrei, sofern diese durch 
eine Jugendversammlung gemäß der Satzung der Ju-
gendversammlung im Bistum Mainz gewählt wurden.
Zur Vermeidung von terminlicher Überlastung der 
Hauptamtlichen und zur Wahrung eines angemesse-
nen Verhältnisses (ca. 1/3 Hauptamtliche, ca. 2/3 Eh-
renamtliche) kann sich das Pastoralteam innerhalb des 
Pastoralraumes darauf verständigen, in den Pfarrge-
meinderäten der Pfarreien im Pastoralraum nur durch 
einzelne Ansprechpartnerinnen oder Ansprechpart-
ner vertreten zu sein. Dies gilt nicht für den Pfarrer 
oder den Pfarradministrator im Sinne von cc. 519 und  
540 CIC der jeweiligen Pfarrei. Bezüglich dieser Ver-
tretungsregelung und bezüglich der Anzahl der An-
sprechpartnerinnen oder Ansprechpartner bedarf es 
eines Beschlusses im Pfarrgemeinderat. 

(4) Die Gemeinde wählt in gleicher, allgemeiner, un-
mittelbarer, freier und geheimer Wahl die Mitglieder 
des Pfarrgemeinderates.
Der Pfarrgemeinderat legt spätestens drei Monate vor 
der Wahl des Pfarrgemeinderates aufgrund der Katho-
likenzahl und gegebenenfalls anhand der Einteilung 
der Pfarrgemeinde in Pfarrbezirke die Zahl der direkt 
zu wählenden Mitglieder für die folgende Amtszeit 
fest:
in Gemeinden bis  1000 Katholikinnen oder  
  Katholiken 3 – 5 Mitglieder
in Gemeinden bis  2000 Katholikinnen oder  
  Katholiken 5 – 7 Mitglieder
in Gemeinden bis  5000 Katholikinnen oder 
  Katholiken 7 – 9 Mitglieder
in Gemeinden über  5000 Katholikinnen oder 
  Katholiken 9 – 11Mitglieder

(5) Die Mitglieder gemäß Absatz 3 und 4 können wei-
tere Mitglieder hinzuwählen. 
Die Hinzuwahl kann während der gesamten Amtszeit 
erfolgen.

Die Zahl der Hinzugewählten beträgt maximal ein Drit-
tel der nach § 1 Absatz 4 festgelegten Mitgliederzahl.
Bei der Hinzuwahl sollen besonders berücksichtigt 
werden:
Pfarrbezirke, Bevölkerungsschichten, Altersgruppen 
und andere Zielgruppen, die noch nicht im Pfarrge-
meinderat vertreten sind.

(6) Dem Pfarrgemeinderat gehören ohne Stimmrecht, 
jedoch mit Antrags- und Mitspracherecht an, soweit 
sie nicht durch Kooperationsvertrag dem Seelsorgerat 
ohne Stimmrecht zugeordnet sind (§ 8 Statut für Pfarr-
gruppen- und Pfarreienverbünde im Bistum Mainz):
1. Pastoralassistentin oder Pastoralassistent, Ge-

meindeassistentin oder Gemeindeassistent wäh-
rend des Pastoralkurses und des berufsprakti-
schen Jahres

2. die Leitung der katholischen Tageseinrichtung für 
Kinder

3. eine Sprecherin oder ein Sprecher der pfarrlichen 
Jugendarbeit, soweit nicht eine gewählte Jugend-
vertreterin oder ein gewählter Jugendvertreter be-
reits dem Pfarrgemeinderat angehört

4. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der für die 
Gemeinde tätigen Ordenshäuser.

§ 2 Aufgaben des Pfarrgemeinderates 

(1) Aufgabe des Pfarrgemeinderates ist es, die ge-
meinsame Sendung aller Glieder der Pfarrgemeinde 
darzustellen. Im Pfarrgemeinderat sollen sich Pfarrer 
und die übrigen Mitglieder über die Angelegenheiten 
der Gemeinde informieren, gemeinsam darüber bera-
ten und gemeinsame Beschlüsse fassen.

(2) Der Pfarrgemeinderat hat insbesondere folgende 
Aufgaben:
1. Er beschließt über den Kooperationsvertrag ge-

mäß § 8 Absatz 2 Statut für Pfarrgruppen und der 
Pfarreienverbünde im Bistum Mainz und sorgt 
für dessen Umsetzung.

2. Er beschließt unter Berücksichtigung des Koope-
rationsvertrages die konkreten Ziele und Schwer-
punkte für das Gemeindeleben vor Ort, insbeson-
dere im Blick auf die missionarische Dimension 
pastoralen Handelns.

3. Er wählt die Mitglieder des Verwaltungsrates.
4. Er entsendet nach der Ordnung für die Pastoralräu-

me in der Phase II des Pastoralen Weges im Bistum 
Mainz Mitglieder in die Pastoralraumkonferenz.

5. Er ist in den in der Ordnung für die Pastoralräu-
me in der Phase II des Pastoralen Weges im Bis-
tum Mainz genannten Fällen zur Stellungnahme 
aufzufordern und anzuhören.

6. Er entsendet im Falle des § 5 Absatz 5 Statut für 
Pfarrgruppen und Pfarreienverbünde im Bistum 
Mainz weitere Mitglieder in den Seelsorgerat. 

7. Er erstellt Richtlinien, die bei der Aufstel-
lung des Haushaltes vom Verwaltungsrat zu 
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berücksichtigen sind. Bei genehmigungspflich-
tigen Rechtsgeschäften der Pfarrgemeinde kann 
der Pfarrgemeinderat gegenüber dem Verwal-
tungsrat eine Stellungnahme abgeben.

8. Er ist vor einer Entscheidung über Umpfarrung 
oder Auflösung einer Pfarrei oder Filialgemeinde 
gemäß kirchlichem Recht anzuhören.

9. Er beantragt gemäß § 3 des Statuts für Pfarr-
gruppen und Pfarreienverbünde im Bistum 
Mainz pastorale Zusammenschlüsse oder deren 
Auflösung.

10. Er entscheidet, ob und in welcher Weise die Pfarr-
gemeinde in Pfarrbezirke (Ortsteile, Gemeindetei-
le) gegliedert wird.

11. Er bildet einen Vergabeausschuss für die Carita-
skasse oder benennt Mitglieder für den Vergabe-
ausschuss, wenn ein solcher gemäß Vereinbarung 
im Kooperationsvertrag gemeinsam für die Ebene 
der Pfarrgruppen oder des Pfarreienverbundes 
eingesetzt wird..

12. Er berät über die liturgischen, katechetischen und 
caritativen Aufgaben der Pfarrgemeinde und för-
dert in diesem Bereich die Kooperation in der 
Pfarrgruppe oder dem Pfarreienverbund.

13. Er kann alle Gemeindemitglieder zu einer Pfarr-
versammlung einladen.

14. Er sucht den Kontakt zu Neuzugezogenen und 
Fernstehenden.

15. Er sorgt sich um die katholischen Kindertagesein-
richtungen im Sinne der Pastoralen Richtlinien 
Nr. 12 und den Religionsunterricht in den Schu-
len, sofern diese Aufgabe nicht dem Seelsorgerat 
übertragen wird.

16. Er hält Kontakt zu Einrichtungen, die auf dem Ge-
biet der Pfarrgemeinde liegen, soweit dies nicht 
dem Seelsorgerat übertragen wird.

17. Er sucht und fördert die ökumenische Zusam-
menarbeit, soweit diese nicht dem Seelsorgerat 
übertragen wird.

§ 3 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind Gemeindeglieder, die am 
Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Gemeindeglied ist, wer katholisch ist und in der 
Pfarrgemeinde seinen Wohnsitz hat.

(3) Jede und jeder Wahlberechtigte kann das Wahl-
recht nur einmal ausüben. Katholikinnen oder Katho-
liken anderer Muttersprache haben Wahlrecht sowohl 
in der für sie zuständigen deutschen als auch in ihrer 
muttersprachlichen Gemeinde.

(4) Die Wahlberechtigung wird anhand von Wählen-
denlisten kontrolliert. Die Wahlberechtigung ist auf 
Verlangen schriftlich nachzuweisen.

(5) Wählbar sind wahlberechtigte Gemeindeglieder, 
die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
in ihrer aktiven Kirchengliedschaft im Sinne des kirch-
lichen Rechts nicht behindert sind, ordnungsgemäß 
vorgeschlagen wurden und ihrer Kandidatur schrift-
lich zugestimmt haben. In Zweifelsfällen ist die Ent-
scheidung des Bischöflichen Ordinariates einzuholen. 
Jugendvertreterinnen oder Jugendvertreter werden 
ausschließlich über die Jugendversammlung gewählt. 
Als Jugendvertreterin oder Jugendvertreter wählbar 
sind alle Personen ab 16 Jahren, die in der Pfarrei ge-
meldet sind (siehe § 4 Absatz 3 Satzung für die Jugend-
versammlung in Pfarrgemeinden im Bistum Mainz).

(6) Hauptberufliche im pastoralen Dienst, die au-
ßerhalb der Pfarrgemeinde wohnen, in der sie einen 
Dienstauftrag haben, oder die eine Beauftragung für 
mehrere Pfarrgemeinden haben, sind nur in der Pfarr-
gemeinde wahlberechtigt, in der sie (überwiegend) tä-
tig sind.

(7) Wählbar und wahlberechtigt sind auch Katholik-
innen und Katholiken, die ihren Wohnsitz nicht in der 
Pfarrgemeinde, jedoch im Bistum Mainz haben, sofern 
sie am Leben der Pfarrgemeinde aktiv teilnehmen, 
nicht für einen anderen Pfarrgemeinderat kandidieren 
und die übrigen Wählbarkeitsvoraussetzungen erfül-
len. Sie haben schriftlich nachzuweisen, dass sie aus 
dem Wählendenverzeichnis der zuständigen Pfarrge-
meinde ausgetragen worden sind.
Wer sein Wahlrecht an seinem zweiten Wohnsitz (Ne-
benwohnsitz) ausüben will, muss sich ebenfalls aus 
dem Wählendenverzeichnis der zuständigen Pfarrge-
meinde austragen lassen.

(8) Wenn ausreichend Kandidierende vorhanden 
sind, dürfen Ehegatten und bis zum zweiten Grad 
Verwandte nicht gleichzeitig kandidieren. Wenn eine 
Wahl wegen nicht ausreichender Kandidierendenzahl 
anders nicht möglich ist, kann auf Antrag des Pfarr-
gemeinderates vom Bischöflichen Ordinariat eine Aus-
nahmeregelung genehmigt werden.

(9) Näheres regelt die Wahlordnung.

(10) Auf Antrag kann das Bischöfliche Ordinariat eine 
Katholikin oder einen Katholiken, die oder der aktiv 
am Leben einer Pfarrgemeinde teilnimmt, vom Erfor-
dernis des Hauptwohnsitzes im Bistum Mainz befrei-
en, sofern sie oder er die übrigen Wählbarkeitsvoraus-
setzungen erfüllt. Die Bestätigung der Wohnortpfarrei 
und ggf. die Austragung aus einem etwaig vorhan-
denen Wählendenverzeichnis der Wohnortpfarrei ist 
nachzuweisen.

Das Bischöfliche Ordinariat informiert den zuständi-
gen Ordinarius. Im Übrigen gilt ergänzend Absatz 7.
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§ 4 Amtsdauer und Mitgliedschaft

(1) Die Mitglieder des Pfarrgemeinderates werden in 
der Regel für vier Jahre gewählt.
er Bischof bestimmt den Tag der Neuwahl.
Die Amtsperiode des Pfarrgemeinderates endet mit 
der Konstituierung des neuen Pfarrgemeinderates oder 
mit der Aufhebung der Pfarrei; dies gilt auch, wenn die 
ursprüngliche Amtszeit von vier Jahren schon über-
schritten sein sollte.

(2) Die bei der Wahl zum Gemeinderat nicht gewähl-
ten Kandidierenden bilden eine Ersatzliste. Scheidet 
ein direkt gewähltes Mitglied vor Ablauf der Amtszeit 
aus, so tritt an seine Stelle die oder der an Stimmen-
zahl folgende Kandidierende unter Berücksichtigung 
der Pfarrbezirke. Stehen keine Kandidierenden mehr 
zur Verfügung, bleibt der Platz im Pfarrgemeinderat 
vakant.
Durch bischöflichen Entscheid gemäß § 4 Absatz 7 
kann es im Rahmen des Pfarreiwerdungsprozesses zu 
Verlängerungen der Amtszeit um bis zu zwei Jahren 
kommen. Das Recht eines Mitglieds, sein Amt nieder-
zulegen (Rücktritt), bleibt unangetastet. Sollte durch 
Rücktritte oder Amtsniederlegungen einzelner Mit-
glieder der Pfarrgemeinderat nicht mehr beschluss-
fähig oder handlungsfähig sein, kann der amtierende 
Pfarrgemeinderat für eine begrenzte Zeit bis zur Auf-
hebung der Pfarrei einzelne Personen in den Pfarrge-
meinderat nachwählen.

(3) Scheidet eine Jugendvertreterin oder ein Jugend-
vertreter aus, wählt die Jugendversammlung eine neue 
Jugendvertreterin oder einen neuen Jugendvertreter. 
Sie müssen die Wählbarkeitsvoraussetzungen gemäß 
§ 3 erfüllen. 

(4) Soweit die Jugendarbeit durch Kooperationsver-
trag (§ 8 Statut für Pfarrgruppen und Pfarreienverbün-
de im Bistum Mainz) als gemeinsame Aufgabe vom 
Seelsorgerat übernommen wird, kann die Jugendver-
treterin oder der Jugendvertreter das Amt im Pfarrge-
meinderat ruhen lassen.

(5) Die Mitgliedschaft im Pfarrgemeinderat endet 
durch Verzicht oder durch Verlust der Wählbarkeit. 
Die Aufgabe des Wohnsitzes in der Pfarrgemeinde 
führt dann nicht zum Verlust des Mandates, wenn die 
in § 3 Absatz 7 beschriebenen Voraussetzungen erfüllt 
sind.

(6) Der Bischof kann aus wichtigem Grund einzelnen 
Mitgliedern das Mandat entziehen.
Der Bischof kann ebenfalls aus wichtigem Grund den 
Pfarrgemeinderat auflösen und das weitere Verfahren 
festlegen.
Vor den jeweiligen Entscheidungen sind vom Bischof 
oder von einem von ihm Beauftragten das betroffene 

Mitglied, der Pfarrer und der Leiter des Pastoralrau-
mes zu hören.

(7) Der Bischof kann in begründeten Einzelfällen 
vom allgemeinen Wahltag abweichende Wahltermine 
oder auch eine von den allgemeinen Vorschriften ab-
weichende Amtsperiode festlegen.

§ 5 Vorstand des Pfarrgemeinderates

(1) Der Pfarrgemeinderat bildet einen Vorstand. Die-
sem gehören an:
1. der Pfarrer oder der Pfarradministrator
2. die der Vorsitzende
3. eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter.

(2) Hauptamtliche pastorale Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die der Pfarrgemeinde zugeordnet sind, 
können nicht für den Vorsitz im Pfarrgemeinderat 
kandidieren. 

(3) Als Vorsitzende oder Vorsitzender und Stellver-
treterin oder Stellvertreter sind gewählt, wer mehr als 
die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Wird im 
zweiten Wahlgang diese Mehrheit nicht erreicht, ist im 
dritten Wahlgang gewählt, wer die meisten Stimmen 
erhält.

(4) Die Wiederwahl der oder des Vorsitzenden ist 
zweimal möglich. Bei der zweiten Wiederwahl ist die 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen erfor-
derlich. Eine weitere Wiederwahl bedarf einer Geneh-
migung durch das Bischöfliche Ordinariat.

(5) Der Vorstand bereitet die Sitzungen des Pfarrge-
meinderates vor und lädt zu ihnen ein.

(6) Der Vorstand trägt Sorge für die Durchführung 
der Beschlüsse des Pfarrgemeinderates und koordi-
niert die anfallenden Aufgaben.

(7) Die oder der Vorsitzende oder stellvertretende 
Vorsitzende vertritt die Anliegen der Pfarrgemeinde 
im Seelsorgerat und trägt Sorge, dass die dort gefassten 
Beschlüsse vor Ort mitgetragen und realisiert werden. 

§ 6 Arbeitsweise des Pfarrgemeinderates

(1) Der Pfarrgemeinderat tagt nach Bedarf. Zu seinen 
Sitzungen ist unter Angabe der Tagesordnung spätes-
tens eine Woche vor der Sitzung schriftlich vom Vor-
stand einzuladen. 
Der Pfarrgemeinderat muss einberufen werden, wenn 
der Pfarrer oder die oder der Vorsitzende oder ein 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder dies mit An-
gabe des zu behandelnden Tagesordnungspunktes 
beantragen.
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(2) Die Sitzungen des Pfarrgemeinderates sind öf-
fentlich. Sie werden in der Regel durch die Vorsitzen-
de oder den Vorsitzenden geleitet. Anwesende, die 
nicht Mitglied des Pfarrgemeinderates sind, besitzen 
kein Rederecht, es sei denn, dass der Pfarrgemeinderat 
mehrheitlich anders beschließt.

(3) In Ausnahmefällen kann der Pfarrgemeinderat 
eine nichtöffentliche Sitzung beschließen.

(4) Über jede Sitzung des Pfarrgemeinderates ist eine 
Niederschrift anzufertigen, in der zumindest die Be-
schlüsse enthalten sind. Sie gehört zu den amtlichen 
Akten und ist im Pfarrarchiv aufzubewahren. Die Be-
schlüsse sind in ortsüblicher Weise bekannt zu machen, 
falls der Pfarrgemeinderat nichts anderes beschließt.

(5) Der Pfarrgemeinderat soll regelmäßige Refle-
xions- und Besinnungstage durchführen. 

§ 7 Beschlussfassung

(1) Der Pfarrgemeinderat ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglie-
der anwesend ist.

(2) Bei Wahlen ist die Anwesenheit von zwei Dritteln 
der stimmberechtigten Mitglieder erforderlich.

(3) Der Pfarrgemeinderat ist stets beschlussfähig, 
wenn er zum zweiten Mal durch erneute Einladung zu 
einer Sitzung mit derselben Tagesordnung einberufen 
wurde und auf diese Folge dabei ausdrücklich hinge-
wiesen worden ist.

(4) Der Pfarrgemeinderat fasst seine Beschlüsse, 
wenn nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist 
ein Antrag abgelehnt.

(5) Der Pfarrer kann bei Beschlüssen sofort oder bin-
nen einer Woche ab Beschlussfassung beim Vorstand 
schriftlich Widerspruch einlegen. Der Widerspruch 
hat aufschiebende Wirkung. Die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende hat innerhalb von zwei Wochen die An-
gelegenheit dem Pfarrgemeinderat zur erneuten Be-
ratung und Beschlussfassung vorzulegen. Wird dem 
Widerspruch nicht abgeholfen, ist das Schlichtungs-
verfahren gemäß § 8 einzuleiten.

§ 8 Schlichtungsverfahren

(1) In allen Fällen, in denen Meinungsverschieden-
heiten innerhalb des Pfarrgemeinderates nicht im 
partnerschaftlichen Dialog beigelegt werden können, 
haben der Pfarrer und der Pfarrgemeinderat die Mög-
lichkeit, den Sachverhalt dem Leiter des Pastoralrau-
mes als erstem Schlichter vorzutragen.

(2) Ist nach Meinung der Mehrheit des Pfarrge-
meinderates oder des Pfarrers oder des Leiters des 
Pastoralraumes eine gedeihliche Zusammenarbeit 
im Pfarrgemeinderat nicht mehr möglich, kann die 
Schlichtungsstelle für die Pastoralen Räte im Bistum 
Mainz angerufen werden. Die Eingabe bedarf der 
Schriftform. Sie ist zu begründen und vom Antragstel-
ler zu unterschreiben. Gelingt es der Schlichtungsstelle 
nicht, eine Einigung herbeizuführen, verfügt der Bi-
schof die erforderlichen Maßnahmen.

§ 9 Sachausschüsse, Projektgruppen und Beauftragte 
des Pfarrgemeinderates

(1) Zur Erfüllung seiner ihm nach § 2 obliegenden 
Aufgaben kann der Pfarrgemeinderat Beauftragte, 
Sachausschüsse oder Projektgruppen heranziehen. 

(2) Beauftragte und Mitglieder von Sachausschüssen 
oder Projektgruppen werden vom Pfarrgemeinderat 
berufen, müssen diesem jedoch nicht angehören.

(3) Die Sitzungen der Sachausschüsse sind in der Re-
gel öffentlich, wenn sie nicht durch Beschluss des Pfarr-
gemeinderates für nicht-öffentlich erklärt wurden.

(4) Die Ausschüsse berichten in den Sitzungen des 
Pfarrgemeinderates über ihre Arbeit.

(5) Die Entscheidungskompetenz verbleibt beim 
Pfarrgemeinderat.

§ 10 Wahl des Verwaltungsrates

(1) Der Pfarrgemeinderat wählt spätestens 10 Wo-
chen nach der Pfarrgemeinderatswahl in geheimer 
Wahl den Verwaltungsrat.

(2) Die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Ver-
waltungsrates ergibt sich aus dem Gesetz über die 
Verwaltung und Vertretung des Kirchenvermögens im 
Bistum Mainz (Kirchenvermögens verwaltungsgesetz 
- KVVG). Wahl, Wählbarkeit und Amtsdauer werden 
ebenfalls durch dieses Gesetz geregelt.

(3) Bei der Wahl der Mitglieder sollen die Pfarrbezir-
ke berücksichtigt werden.

§ 11 Pfarrgemeinderat für Filialgemeinden

Für Filialgemeinderäte, die nach vormalig geltendem 
Recht konstituiert wurden, gelten die Vorschriften die-
ses Statutes.

§ 12 Geschäftsordnung

Der Pfarrgemeinderat kann sich eine Geschäftsord-
nung geben. Er soll dabei auf die Muster-Geschäfts- 
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ordnung für die Pfarrgemeinderäte der Diözese Mainz 
zurückgreifen.

§ 13 Gesamtpfarrgemeinderat

(1) Durch Beschluss aller Pfarrgemeinderäte der 
Pfarrgemeinden der Pastoralen Einheit kann nach 
Maßgabe von Absatz 9 auf der Ebene der Pastoralen 
Einheit ein gemeinsamer Pfarrgemeinderat (Gesamt-
pfarrgemeinderat) eingerichtet werden. Der so gebil-
dete Gesamtpfarrgemeinderat kann jeweils für die 
nächste ordentliche Amtszeit die erneute Bildung ei-
nes Gesamtpfarrgemeinderates beschließen. Auf den 
Gesamtpfarrgemeinderat finden die Bestimmungen 
des Statutes für die Pfarrgemeinderäte in der Diözese 
Mainz sowie der Wahlordnung für die Wahl der Pfarr-
gemeinderäte im Bistum Mainz Anwendung, sofern 
sich nicht aus den folgenden Absätzen Abweichungen 
ergeben.

(2) Der Leiter der Pastoralen Einheit ist für die Dauer 
dieses Amtes amtliches Mitglied des Gesamtpfarrge-
meinderates und seines Vorstandes und übt die dem 
Pfarrer zukommenden Aufgaben, Rechte und Pflichten 
aus. Sind in der Pastoralen Einheit weitere Priester als 
Inhaber eines seelsorglichen Leitungsamtes tätig, so 
gehören auch diese für die Dauer dieses Leitungsamtes 
als amtliche Mitglieder dem Gesamtpfarrgemeinderat 
und seinem Vorstand an.

(3) Aus dem Kreis der weiteren Priester, der Diakone, 
der Pastoralreferentinnen oder Pastoralreferenten und 
der Gemeindereferentinnen oder Gemeindereferenten 
innerhalb der Pastoralen Einheit gehört je ein von die-
ser Berufsgruppe bestimmtes Mitglied als amtliches 
Mitglied dem Gesamtpfarrgemeinderat an.

(4) Die Wahl findet statt mittels:
1. Getrennter Wahllisten: Die Wahlberechtigten der 

Pfarrgemeinden wählen nach Pfarreien getrennt 
die Mitglieder der jeweiligen Pfarrgemeinderäte, 
oder

2. Gemeinsamer Wahlliste: Die Wahlberechtig-
ten der Pfarrgemeinden wählen mittels einer 
gemeinsamen nach Pfarreien getrennten Kan-
didierendenliste die Mitglieder der einzelnen 
Pfarrgemeinderäte.

(5) Die Wahl der jeweiligen Verwaltungsräte der Kir-
chengemeinden durch die jeweils zuständigen Pfarr-
gemeinderäte bestimmt sich nach § 10 des Statuts für 
die Pfarrgemeinderäte in der Diözese Mainz und dem 
Gesetz über die Verwaltung und Vertretung des Kir-
chenvermögens im Bistum Mainz (KVVG). 

(6) Nach der Wahl der Verwaltungsräte bildet sich 
der Gesamtpfarrgemeinderat. Durch die Bildung des 
Gesamtpfarrgemeinderats wird der Fortbestand der 
einzelnen Pfarrgemeinderäte nicht berührt.

(7) Die stellvertretenden Vorsitzenden der einzelnen 
Verwaltungsräte sind Mitglieder kraft Amtes auch im 
Gesamtpfarrgemeinderat.

(8) Der Gesamtpfarrgemeinderat kann Sachaus-
schüsse zu bestimmten pastoralen Themen aber auch 
für einzelne Pfarrgemeinden der Pastoralen Einheit 
bilden. Deren Sitzungen sind öffentlich und in geeig-
neter Weise bekanntzumachen. 

(9) Die erstmalige Bildung eines Gesamtpfarrgemein-
derates in einer Pastoralen Einheit bedarf der Geneh-
migung des Bischöflichen Ordinariates. Die erneute 
Bildung eines Gesamtpfarrgemeinderates ist gegen-
über dem Bischöflichen Ordinariat anzeigepflichtig. 

(10) In einer Pfarrgruppe, in der ein Gesamtpfarr-
gemeinderat gewählt wird, wird kein Seelsorgerat 
gebildet.

(11) Durch die Bildung des Gesamtpfarrgemeinderats 
werden die den Pfarrgemeinderat einer Kirchenge-
meinde betreffenden Bestimmungen des Gesetzes über 
die Verwaltung und Vertretung des Kirchenvermögens 
im Bistum Mainz (KVVG), insbesondere die diesem 
vorbehaltenen Zuständigkeiten, Rechte und Pflichten, 
nicht berührt.

§ 14 Schlussbestimmung

Dieses Statut tritt nach erfolgter Anhörung im Diö-
zesan-Pastoralrat am Tag nach seiner Veröffentlichung 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz in 
Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 4 
Änderung des Statuts für die Gemeinderäte in 

Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache im 
Bistum Mainz

Das Statut für die Gemeinderäte in Gemeinden von 
Katholiken anderer Muttersprache im Bistum Mainz  
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in der Fassung vom 01.02.2007 wird geändert und wie 
folgt insgesamt neu gefasst:

Statut für die Gemeinderäte 
in Gemeinden von Katholikinnen und Katholiken 

anderer Muttersprache im Bistum Mainz

Präambel

Der Gemeinderat dient der Erfüllung des Sendungs-
auftrages der Kirche. Er hat gemäß dem Dekret
des II. Vatikanischen Konzils über das Apostolat der 
Laien die Pflicht und das Recht, das Leben in der Ge-
meinde mitzugestalten und Sorge für alle Gemeinde-
glieder zu tragen.
Der Gemeinderat ist ein Gremium, das beratend an der 
Leitung der Gemeinde beteiligt ist. Die Pflichten und 
Rechte des Pfarrers als Leiter der Pfarrei und seiner 
letzten Verantwortung als Hirte der Gemeinde sind 
davon nicht berührt.
Für die fruchtbare Tätigkeit des Gemeinderates ist das 
Vertrauen zwischen allen Beteiligten grundlegend. Die 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit, zum gegenseitigen 
Anhören und Verstehen ist unerlässlich.
Um ihren Aufgaben entsprechen zu können, bemühen 
sich alle Mitglieder der Gemeinderäte in enger Verbin-
dung mit ihren Seelsorgern um ihre geistige und geist-
liche Formung und um ihre religiöse Weiterbildung. 

§ 1  Bildung und Zusammensetzung des 
Gemeinderates

(1) In jeder Gemeinde von Katholikinnen und Katho-
liken anderer Muttersprache, im Sinne der Verordnung 
über die Seelsorge der Ausländer, Kirchliches Amts-
blatt 4/1964, Seite 13 sowie des Motuproprio "Pastoralis 
migratorum cura" über die Wandererseelsorge vom 15. 
August 1969, ist ein Gemeinderat zu bilden.

(2) Der Gemeinderat trägt die Bezeichnung "Gemein-
derat der katholischen Gemeinde" unter Einbezie-
hung der Muttersprache und unter Hinzufügung des 
Amtssitzes.

(3) Dem Gemeinderat gehören mit Stimmrecht an:
1. Mitglieder kraft Amtes,
2. gewählte Mitglieder,
3. hinzugewählte Mitglieder.

(4) Mitglieder kraft Amtes sind:
Pfarrer oder Pfarradministrator, Pfarrvikar, Kaplan, 
Ständiger Diakon, Pastoralreferentin oder Pastoralre-
ferent, Gemeindereferentin oder Gemeindereferent.

(5) Die Gemeinde wählt in gleicher, allgemeiner, un-
mittelbarer, freier und geheimer Wahl den Gemeinde-
rat, und zwar:

in Gemeinden bis 
5.000 Katholikinnen und Katholiken  8 Mitglieder
in Gemeinden über 
5.000 Katholikinnen und Katholiken 10 Mitglieder.

(6) Die Mitglieder kraft Amtes und die gewählten 
Mitglieder des Gemeinderates können weitere Mitglie-
der in den Gemeinderat hinzuwählen. Die Hinzuwahl 
kann während der gesamten Amtszeit erfolgen. Die 
Zahl der Hinzugewählten beträgt maximal ein Drittel 
der nach § 1 Absatz 5 festgelegten Mitgliederzahl.

(7) Dem Gemeinderat gehören ohne Stimmrecht, 
jedoch mit Antrags- und Mitspracherecht die Vorsit-
zenden der Sachausschüsse und Ortsausschüsse an, 
sofern sie nicht nach § 3 Absatz 1 dem Gemeinderat 
angehören.

(8) Zu den Sitzungen können Gäste und Berater ein-
geladen werden.

§ 2 Aufgaben des Gemeinderates

(1) Aufgabe des Gemeinderates ist es, die gemeinsa-
me Sendung aller Glieder der Gemeinde darzustellen. 
Im Gemeinderat sollen sich Pfarrer und Laien über 
die Angelegenheiten der Gemeinde informieren, ge-
meinsam darüber beraten und gemeinsame Beschlüsse 
fassen.

(2) Der Gemeinderat hat insbesondere folgende 
Aufgaben:
1.  Er hält das Bewusstsein für die katechetischen, li-

turgischen und sozial-caritativen Dienste in der 
Gemeinde wach. Er ist gehalten, Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter für diese Dienste zu gewinnen, 
entsprechende Maßnahmen zu beschließen und 
für deren Durchführung Sorge zu tragen, falls 
kein anderer Träger zu finden ist. Dabei sind der 
Lebensraum und die Lebenssituationen der Men-
schen in der Gemeinde zu sehen und in die Über-
legungen und Planungen mit einzubeziehen.

2.  Er fördert die Tätigkeit der Vereinigungen und 
Gruppen in der Gemeinde unter Wahrung ihrer 
Eigenständigkeit und stimmt sie aufeinander ab.

3.  Er wirkt mit bei der Pflege des geistigen und kul-
turellen Erbes des Herkunftslandes, hilft bei der 
Integration in Deutschland und beteiligt sich in 
christlicher Verantwortung an der Verbesserung 
der sozialen, gesellschafts- und bildungspoliti-
schen Situation der aus ländischen Mitchristen 
und ihrer Familien.

4.  Er hält das Verantwortungsbewusstsein der Ge-
meinde für die weltkirchlichen Aufgaben und 
Werke wach und fördert diese.

5.  Er beobachtet die gesellschaftlichen Entwicklun-
gen und Probleme des Alltags im Umfeld der 
Gemeinde und beschließt dazu entsprechende 
Maßnahmen.
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6.  Er informiert regelmäßig schriftlich oder münd-
lich über das Leben in der Gemeinde, ihre Auf-
gaben und Probleme und sucht Kontakt zu allen 
Gemeindegliedern.

7. Er sucht den Kontakt zu den deutschen Pfarrge-
meinden und Gemeinden anderer Muttersprache 
und bemüht sich um Kooperation in Pfarrgrup-
pen, Pfarreienverbünden sowie im Pastoralraum.

8. Er vertritt die Katholikinnen und Katholi-
ken der Gemeinde und deren Anliegen in der 
Öffentlichkeit.

9. Er sucht und fördert in allen Belangen der Pasto-
ral die ökumenische Zusammenarbeit.

10. Er berichtet bei einem Wechsel des Pfarrers 
schriftlich dem Bischöflichen Ordinariat über die 
örtliche Situation und die besonderen Bedürfnisse 
der Gemeinde. Dieser Bericht kann in einzelnen 
Fällen durch mündliche Besprechungen ergänzt 
werden. 

11. Er wählt ein Mitglied des Gemeinderates in den 
Beirat von Katholikinnen und Katholiken anderer 
Muttersprache im Bistum Mainz.

12. Er entsendet nach der Ordnung für die Pastoral-
räume in der Phase II des Pastoralen Weges im 
Bistum Mainz Mitglieder in die Pastoralraumkon-
ferenz des Pastoralraumes, in dem die Gemeinde 
ihren Dienstsitz oder einen größeren Gottesdien-
stort hat.

13. Er ist in den in der Ordnung für die Pastoralräu-
me in der Phase II des Pastoralen Weges im Bis-
tum Mainz genannten Fällen zur Stellungnahme 
aufzufordern und anzuhören.

§ 3 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind Gemeindeglieder, die am 
Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Gemeindeglied ist, wer katholisch ist und in der 
Gemeinde seinen Wohnsitz hat sowie der jeweiligen 
Sprachgruppe angehört gemäß Kirchlichem Amtsblatt 
4/1964, Seite 13.

(3) Katholikinnen und Katholiken anderer Mutter-
sprachen haben Wahlrecht sowohl in der für sie zu-
ständigen deutschen als auch in ihrer muttersprachli-
chen Gemeinde.

(4) Die Wahlberechtigung wird anhand von Wählen-
denlisten kontrolliert. Die Wahlberechtigung ist auf 
Verlangen schriftlich nachzuweisen.

(5) Wählbar sind wahlberechtigte Gemeindeglieder, 
die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, in 
ihrer aktiven Kirchengliedschaft im Sinne des kirchli-
chen Rechts nicht behindert sind, ordnungsgemäß vor-
geschlagen wurden und ihrer Kandidatur schriftlich 
zugestimmt haben. In Zweifelsfällen ist die Entschei-
dung des Bischöflichen Ordinariates einzuholen.

(6) Hauptberufliche im pastoralen Dienst, die außer-
halb der Gemeinde wohnen, in der sie einen Dienstauf-
trag haben, oder die eine Beauftragung für mehrere 
Gemeinden haben, sind nur in der Gemeinde wahlbe-
rechtigt, in der sie (überwiegend) tätig sind.

(7) Wählbar und wahlberechtigt sind auch Katholik-
innen und Katholiken, die ihren Wohnsitz nicht in der 
Gemeinde, jedoch im Bistum Mainz haben, sofern sie 
am Leben der Gemeinde aktiv teilnehmen, nicht für 
einen anderen Gemeinderat kandidieren und die übri-
gen Wählbarkeitsvoraussetzungen erfüllen. Sie haben 
schriftlich nachzuweisen, dass sie aus dem Wählen-
denverzeichnis der zuständigen Gemeinde ausgetra-
gen worden sind.
Wer sein aktives und passives Wahlrecht an seinem 
zweiten Wohnsitz (Nebenwohnsitz) ausüben will, 
muss sich ebenfalls aus dem Wählendenverzeichnis 
der zuständigen Gemeinde austragen lassen.

(8) Wenn ausreichend Kandidierende vorhanden 
sind, dürfen Ehegatten und bis zum zweiten Grad 
Verwandte nicht gleichzeitig kandidieren. Wenn eine 
Wahl wegen nicht ausreichender Kandidierendenzahl 
anders nicht möglich ist, kann auf Antrag des Gemein-
derates vom Bischöflichen Ordinariat eine Ausnahme-
regelung genehmigt werden.

(9) Es gilt die Wahlordnung für Pfarrgemeinderäte 
und Gemeinderäte.

(10) Auf Antrag kann das Bischöfliche Ordinariat eine 
Katholikin oder einen Katholiken, die oder der aktiv 
am Leben einer Gemeinde teilnimmt, vom Erforder-
nis des Hauptwohnsitzes im Bistum Mainz befreien, 
sofern sie oder er die übrigen Wählbarkeitsvorausset-
zungen erfüllt. Die Bestätigung der Wohnortpfarrei 
und ggf. die Austragung aus einem etwaig vorhande-
nen Wählendenverzeichnis der Wohnortgemeinde ist 
nachzuweisen. Das Bischöfliche Ordinariat informiert 
den zuständigen Ordinarius. Im Übrigen gilt ergän-
zend Absatz 7.

§ 4 Amtsdauer und Mitgliedschaft

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates werden in der 
Regel für vier Jahre gewählt. Der Bischof bestimmt den 
Tag der Neuwahl. Die Amtsperiode des Gemeindera-
tes endet mit der Konstituierung des neuen Gemein-
derates oder mit der Eingliederung der Gemeinde in 
die neugegründete Pfarrei; dies gilt auch, wenn die 
ursprüngliche Amtszeit von vier Jahren schon über-
schritten sein sollte.

(2) Die bei der Wahl zum Gemeinderat nicht gewähl-
ten Kandidierenden bilden eine Ersatzliste. Scheidet 
ein direkt gewähltes Mitglied vor Ablauf seiner Amts-
zeit aus, so tritt an seine Stelle die oder der an Stim-
menzahl folgende Kandidierende.
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Durch bischöflichen Entscheid gemäß § 4 Absatz 7 
kann es im Rahmen des Pfarreiwerdungsprozesses zu 
Verlängerungen der Amtszeit um bis zu zwei Jahren 
kommen. Das Recht eines Mitglieds, sein Amt nieder-
zulegen (Rücktritt), bleibt unangetastet. Sollte durch 
Rücktritte oder Amtsniederlegungen einzelner Mit-
glieder der Gemeinderat nicht mehr beschlussfähig 
oder handlungsfähig sein, kann der amtierende Ge-
meinderat für eine begrenzte Zeit bis zur Eingliede-
rung der Gemeinde in die neugegründete Pfarrei ein-
zelne Personen in den Gemeinderat nachwählen.

(3) Scheidet ein nach § 1 Absatz 5 hinzugewähltes 
Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, kann der Ge-
meinderat eine Hinzuwahl vornehmen.

(4) Die Mitgliedschaft im Gemeinderat endet durch 
Verzicht oder durch Verlust der Wählbarkeit. Die Auf-
gabe des Wohnsitzes in der Gemeinde führt dann nicht 
zum Verlust des Mandates, wenn die in § 3 Absatz 7 
beschriebenen Voraussetzungen erfüllt sind.

(5) Der Bischof kann aus wichtigem Grund einzelnen 
Mitgliedern das Mandat entziehen.

(6) Der Bischof kann ebenfalls aus wichtigem Grund 
den Gemeinderat auflösen und das weitere Verfahren 
festlegen.

(7) Vor den jeweiligen Entscheidungen sind vom Bi-
schof oder von einer oder einem von ihm Beauftragten 
das betroffene Mitglied, der Pfarrer und der Leiter des 
Pastoralraumes zu hören.

(8) Der Bischof kann in begründeten Einzelfällen 
vom allgemeinen Wahltag abweichende Wahltermine 
oder auch eine von den allgemeinen Vorschriften ab-
weichende Amtsperiode festlegen.

§ 5 Vorstand des Gemeinderates

(1) Der Gemeinderat bildet einen Vorstand. Diesem 
gehören an: 
1. der Pfarrer oder der Pfarradministrator
2.  die oder der Vorsitzende
3.  eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter.

(2) Hauptamtliche sollen nicht für das Amt des Ge-
meinderatsvorsitzenden kandidieren.

(3) Als Vorsitzende oder Vorsitzender und Stellver-
treterin oder Stellvertreter ist gewählt, wer mehr als 
die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Wird im 
zweiten Wahlgang diese Mehrheit nicht erreicht, ist im 
dritten Wahlgang gewählt, wer die meisten Stimmen 
erhält.

(4) Die Wiederwahl der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden ist zweimal möglich. Bei der zweiten 

Wiederwahl ist die Zweidrittelmehrheit der abgege-
benen Stimmen erforderlich. Eine weitere Wieder-
wahl bedarf der Genehmigung durch das Bischöfliche 
Ordinariat.

(5) Der Vorstand bereitet die Sitzungen des Gemein-
derates vor und lädt zu ihnen ein.

(6) Der Vorstand trägt Sorge für die Durchführung 
der Beschlüsse des Gemeinderates und koordiniert die 
anfallenden Aufgaben.

§ 6 Vermögensverwaltung und -vertretung

(1) Die Mittel der Gemeinde und die ihr zufallenden 
Einnahmen sind zweckgebundenes Sondervermögen 
des Bistums Mainz.

(2) Die Verwaltung und Vertretung dieses Vermögens 
obliegt dem Vorstand des Gemeinderates. Für dessen 
Aufgaben und Zuständigkeiten gelten die jeweiligen 
Bestimmungen über die Verwaltung des Kirchenver-
mögens im Bistum Mainz entsprechend, soweit in 
dieser Ordnung keine besondere Regelung erfolgt. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Pfarrers den 
Ausschlag.

(3) Der Vorstand beschließt über Etat und Jahresrech-
nung nach Anhörung des Gemeinderates.

(4) In Vermögensangelegenheiten wird der Vorstand 
durch zwei Mitglieder vertreten. Von diesen muss ein 
Mitglied der Pfarrer oder die oder der Vorsitzende des 
Gemeinderates sein.

(5) Für eine Gemeinde ohne Gemeinderat bestellt das 
Bischöfliche Ordinariat eine Vermögensverwalterin 
oder einen Vermögensverwalter.

§ 7 Arbeitsweise des Gemeinderates

(1) Der Gemeinderat tritt wenigstens einmal im Vier-
teljahr zusammen. Zu seinen Sitzungen ist unter An-
gabe der Tagesordnung spätestens eine Woche vor der 
Sitzung schriftlich vom Vorstand einzuladen. Er muss 
außerdem einberufen werden, wenn der Pfarrer oder 
die oder der Vorsitzende oder ein Drittel der stimm-
berechtigten Mitglieder dies mit Angabe des entspre-
chenden Tagesordnungspunktes beantragen.

(2) Die Sitzungen des Gemeinderates sind öffentlich. 
Sie werden in der Regel durch die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden geleitet. Anwesende, die nicht Mit-
glied des Gemeinderates sind, besitzen kein Rederecht, 
es sei denn, dass der Gemeinderat mehrheitlich anders 
beschließt.

(3) In Ausnahmefällen kann der Gemeinderat eine 
nicht-öffentliche Sitzung beschließen.
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(4) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Nie-
derschrift anzufertigen, in der zumindest die Beschlüs-
se enthalten sind. Sie gehört zu den amtlichen Akten 
und ist im Pfarrarchiv aufzubewahren. Die Beschlüsse 
sind in ortsüblicher Weise bekannt zu machen, falls der 
Gemeinderat nichts anderes beschließt.

(5) Wenn ein Pfarrer mehreren Gemeinden vorsteht, 
können deren Gemeinderäte gemeinsame Sitzungen 
abhalten und gemeinsame Ausschüsse bilden.

(6) Der Gemeinderat soll regelmäßig Reflexions- 
bzw. Besinnungstage durchführen.

§ 8 Beschlussfassung

(1) Der Gemeinderat ist beschlussfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwe-
send ist. 

(2) Bei Wahlen ist die Anwesenheit von zwei Dritteln 
der stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. 

(3) Er ist stets beschlussfähig, wenn er zum zweiten 
Mal durch erneute Einladung zu einer Sitzung mit der-
selben Tagesordnung einberufen wurde und auf diese 
Folge dabei ausdrücklich hingewiesen worden ist.

(4) Der Gemeinderat fasst seine Beschlüsse, wenn 
nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist ein An-
trag abgelehnt.

(5) Der Pfarrer kann bei Beschlüssen sofort oder bin-
nen einer Woche ab Beschlussfassung beim Vorstand 
schriftlich Widerspruch einlegen. Der Widerspruch 
hat aufschiebende Wirkung. Die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende hat innerhalb von zwei Wochen die An-
gelegenheit dem Gemeinderat zur erneuten Beratung 
und Beschlussfassung vorzulegen. Wird dem Wider-
spruch nicht abgeholfen, ist das Schlichtungsverfahren 
gemäß § 9 einzuleiten.

§ 9 Schlichtungsverfahren

(1) In allen Fällen, in denen Meinungsverschieden-
heiten innerhalb des Gemeinderates nicht im partner-
schaftlichen Dialog beigelegt werden können, haben 
der Pfarrer und der Gemeinderat die Möglichkeit, den 
Sachverhalt dem Leiter des Pastoralraumes als erstem 
Schlichter vorzutragen.

(2) Ist nach Meinung der Mehrheit des Gemein-
derates oder des Pfarrers oder des Leiters des Pasto-
ralraumes eine gedeihliche Zusammenarbeit im 
Gemeinderat nicht mehr möglich, kann die Schlichtungs-
stelle für Pastorale Räte im Bistum Mainz angerufen  

werden. Die Eingabe bedarf der Schriftform. Sie ist zu 
begründen und vom Antragsteller zu unterschreiben. 
Gelingt es der Schlichtungsstelle nicht, eine Einigung 
herbeizuführen, verfügt der Bischof die erforderlichen 
Maßnahmen.

§ 10 Sachausschüsse, Projektgruppen und  
Beauftragte des Gemeinderates

(1) Zur Erfüllung seiner ihm nach § 2 obliegenden 
Aufgaben kann der Gemeinderat Beauftragte, Sachaus-
schüsse oder Projektgruppen heranziehen. 

(2) Beauftragte und Mitglieder von Sachausschüssen 
oder Projektgruppen werden vom Gemeinderat beru-
fen, müssen diesem jedoch nicht angehören.

(3) Die Sitzungen der Sachausschüsse sind in der Re-
gel öffentlich, wenn sie nicht durch Beschluss des Ge-
meinderates für nicht öffentlich erklärt wurden.

(4) Die Ausschüsse berichten in den Sitzungen des 
Gemeinderates über ihre Arbeit.

(5) Die Entscheidungskompetenz verbleibt beim 
Gemeinderat.

§ 11 Ortsausschüsse

(1) In Gemeinden mit Schwerpunkten in verschie-
denen politischen Gemeinden, Stadt- oder Ortsteilen 
kann der Gemeinderat Ortsausschüsse wählen.

(2) Die Mitglieder der Ausschüsse werden vom Ge-
meinderat berufen. Sie müssen nicht dem Gemeinde-
rat angehören.

(3) Die Ausschüsse wählen eine Vorsitzende oder ei-
nen Vorsitzenden, die oder der Mitglied des Gemein-
derates sein soll. Die Wahl bedarf der Bestätigung 
durch den Gemeinderat.

(4) Ausschüsse und Beauftragte handeln im Auftrag 
des Gemeinderates. Ihre Beratungsergebnisse werden 
mit Beschlussfassung durch den Gemeinderat wirk-
sam, es sei denn, dass der Gemeinderat einem Aus-
schuss im Einzelfall Vollmacht zur Beschlussfassung 
in eigener Verantwortung erteilt hat.

(5) In der Regel sind die Sitzungen der Ortsausschüs-
se öffentlich.

§ 12 Vertretung in der Pastoralraumkonferenz 

Jeder Gemeinderat wird durch zwei Mitglieder in der 
Pastoralraumkonferenz des Pastoralraumes, in dem 
die Gemeinde ihren Dienstsitz oder einen größeren 
Gottesdienstort hat, vertreten.
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§ 13 Wahlordnung

Die Wahl der Gemeinderäte wird durch die Wahlord-
nung für die Pfarrgemeinderäte und Gemeinderäte im 
Bistum Mainz geregelt.

§ 14 Mustergeschäftsordnung

Der Gemeinderat kann sich eine Geschäftsordnung 
geben. Er soll dabei auf die Mustergeschäftsord-
nung für die Pfarrgemeinderäte der Diözese Mainz 
zurückgreifen.

§ 15 Schlussbestimmung

Dieses Statut tritt nach erfolgter Anhörung im Diö-
zesan-Pastoralrat am Tag nach seiner Veröffentlichung 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz in 
Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 5

Änderung der Wahlordnung für die 
Pfarrgemeinderäte 

und die Gemeinderäte von Katholiken anderer 
Muttersprache im Bistum Mainz

Die Wahlordnung für die Pfarrgemeinderäte und die 
Gemeinderäte von Katholiken anderer Muttersprache 
im Bistum Mainz in der Fassung vom 01.06.2019 wird 
geändert und wie folgt insgesamt neu gefasst:

Wahlordnung für die Pfarrgemeinderäte
und die Gemeinderäte von Katholikinnen und 

Katholiken anderer Muttersprache im Bistum Mainz
(im Folgenden GKaM)

§ 1 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

Wahlberechtigung und Wählbarkeit sind in § 3 des 
Statutes für die Pfarrgemeinderäte im Bistum Mainz 
geregelt.

§ 2 Vorbereitung der Wahl

(1) Der Pfarrgemeinderat3 ist für die ordnungsgemä-
ße Vorbereitung der Wahl verantwortlich.

(2) Er veranlasst spätestens sechs Monate vor der 
Wahl die Vorbereitung und wählt unter den Wahlbe-
rechtigten einen Wahlvorstand gemäß § 3.

(3) Er entscheidet spätestens sechs Monate vor der 
Wahl, ob die Wahl als allgemeine Briefwahl durchge-
führt wird.

(4) Er legt spätestens drei Monate vor der Wahl die 
Zahl der Mitglieder des Pfarrgemeinderates aufgrund 
der Katholikinnen- und Katholikenzahl fest sowie ge-
gebenenfalls eine Einteilung in Pfarrbezirke gemäß § 2 
Absatz 2. Dabei ist auch zu entscheiden, wie viele Mit-
glieder aus den jeweiligen Pfarrbezirken in den Pfarr-
gemeinderat gewählt werden sollen. Der Pfarrgemein-
derat soll sich bei seiner Entscheidung an der Anzahl 
der Katholikinnen und Katholiken orientieren. 

(5) Er legt rechtzeitig Wahllokal(e) und Wahlzeit(en) 
fest.

(6) Der Pfarrgemeinderat gibt der Pfarrgemeinde 
spätestens acht Wochen vorher den Termin für die 
Pfarrgemeinderatswahl bekannt.

(7) Er erlässt einen Aufruf, der in ortsüblicher Weise 
schriftlich bekannt zu geben ist und das Wichtigste aus 
der Wahlordnung enthält. Der Pfarrgemeinderat kann 
die Pfarrgemeinde zu einer Pfarrversammlung einla-
den. Findet keine Pfarrversammlung statt, muss die 
Pfarrgemeinde über die maßgeblichen Bestimmungen 
und Entscheidungen schriftlich und durch Aushang 
informiert werden.

(8) Der Pfarrgemeinderat fordert die Pfarrgemeinde 
auf, Wahlvorschläge abzugeben.

(9) Wenn in einer Pfarrgemeinde kein Pfarrgemein-
derat besteht, dann entscheidet der Pfarrer im Einver-
nehmen mit dem Bischöflichen Ordinariat über die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl gemäß § 2 
Absatz 2.

§ 3 Wahlvorstand

(1) Der Pfarrgemeinderat wählt aus dem Kreis der 
Wahlberechtigten einen Wahlvorstand. 

(2) Der Wahlvorstand besteht aus der Wahlleiterin 
oder dem Wahlleiter als Vorsitzende oder Vorsitzenden 

3  Soweit in dieser Ordnung vom Pfarrgemeinderat gesprochen 
wird, sind auch die Gemeinderäte anderer Muttersprache mitge-
meint. Soweit auf das PGR-Statut verwiesen wird, gilt analog das 
Statut für die Gemeinderäte anderer Muttersprache.
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und aus mindestens zwei, höchstens vier Beisitzerin-
nen oder Beisitzern. Er ist für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Wahl zuständig.

(3) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter darf nicht für 
die Wahl kandidieren.

§ 4 Wahlvorschläge

(1) Jede und jeder Wahlberechtigte kann wählbare 
Personen als Kandidierende vorschlagen.

(2) Die Jugendvertreterin oder der Jugendvertreter 
wird von der Jugendversammlung gewählt. Nähe-
res regelt die Satzung für die Jugendversammlung in 
Pfarrgemeinden im Bistum Mainz.

(3) Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Einver-
ständniserklärung jeder und jedes Vorgeschlagenen 
mit Angabe von Namen, Vornamen, Anschrift, Alter, 
Beruf und eigenhändiger Unterschrift beizufügen. Die 
Einverständniserklärung ist unwiderruflich; unbe-
rührt bleibt das Recht zur Ablehnung der Wahl gemäß 
§ 15 Absatz 2.

(4) Der Wahlvorschlag muss von mindestens fünf 
wahlberechtigten Gemeindegliedern unterschrieben 
sein.

(5) Wahlvorschläge müssen spätestens vier Wochen 
vor dem Wahltermin dem Wahlvorstand schriftlich 
vorliegen.

(6) Jeder Wahlvorschlag darf nicht mehr Namen ent-
halten als die Anzahl der zu wählenden Mitglieder des 
neuen Pfarrgemeinderates.

§ 5 Prüfung der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorstand prüft die Wählbarkeit der auf 
den Wahlvorschlägen genannten Kandidierenden.

(2) Die Ablehnung einer oder eines Kandidierenden 
ist dieser oder diesem schriftlich vor Veröffentlichung 
der Kandidierendenliste unter Angabe von Gründen 
mitzuteilen.

(3) Der Wahlvorstand stellt aus den eingegangenen 
Wahlvorschlägen die Kandidierendenliste zusammen. 
Die Liste muss eine um wenigstens die Hälfte höhere 
Anzahl von Kandidierenden enthalten, als Mitglieder 
in den Pfarrgemeinderat direkt zu wählen sind.

(4) Wenn die vom Pfarrgemeinderat gemäß § 1 
Absatz 4 des Statuts für die Pfarrgemeinderäte im 
Bistum Mainz oder die vom Gemeinderat anderer 
Muttersprache gemäß § 1 Absatz 5 festgelegte Mitglie-
derzahl je Pfarrbezirk aufgrund der eingegangenen  

Kandidierendenvorschläge nicht erreicht wird, be-
schließt der Pfarrgemeinderat oder der Gemeinderat 
anderer Muttersprache eine andere Zusammenset-
zung des Gremiums.

(5) Gelingt es dem Pfarrgemeinderat im Zusammen-
wirken mit dem Wahlvorstand nicht, in ausreichender 
Zahl Kandidierende zu finden, ist der Wahlvorstand 
gehalten, noch vor dem Termin der Erstellung der 
Kandidierendenliste dies dem Bischöflichen Ordinari-
at mitzuteilen.

(6) Das Bischöfliche Ordinariat entscheidet das wei-
tere Vorgehen, insbesondere über eine Verlängerung 
der Frist zur Kandidierendensuche und gegebenenfalls 
über einen neuen Wahltermin. Wenn der Wahltermin 
nicht eingehalten werden kann, ist am ursprünglichen 
Wahltag in allen Gemeindegottesdiensten ein Schrei-
ben des Bischöflichen Ordinariates, in dem ein neuer 
Wahltermin festgesetzt wird, von der oder dem Pfarr-
gemeinderatsvorsitzenden zu verlesen und der ganzen 
Pfarrgemeinde bekannt zu machen.

(7) Kann zum neu festgesetzten Zeitpunkt wiederum 
keine Wahl durchgeführt werden, verlieren der Pfarr-
gemeinderat und der Verwaltungsrat ihr Mandat. Das 
Bischöfliche Ordinariat setzt eine Vermögensverwalte-
rin oder einen Vermögensverwalter ein. Diese oder die-
ser hat die Rechte und Pflichten des Verwaltungsrates.

§ 6 Kandidierendenliste

(1) Nach Prüfung der Wahlvorschläge stellt der Wahl-
vorstand eine Kandidierendenliste zusammen gemäß 
§ 5 Absatz 2.

(2) Die Kandidierendenliste enthält von allen Kandi-
dierenden den Namen, den Vornamen, den Wohnort 
und ggf. die Angabe des Wahlbezirks; die Kandidie-
renden können freiwillig weitere Angaben ergänzen. 
Die Reihenfolge wird durch das Los bestimmt. Auf der 
Kandidierendenliste ist zu vermerken, dass die Rei-
henfolge der Kandidierenden durch das Los bestimmt 
wurde. Die Namen der Kandidierenden, die ihren 
Hauptwohnsitz nicht in der Pfarrei haben, sind als sol-
che durch die Angabe des Wohnortes zu kennzeichnen.

(3) Die Kandidierendenliste, Wahllokal(e) und Wahl-
zeit(en) sind vom Wahlvorstand spätestens am dritten 
Sonntag vor der Wahl durch Aushang und gegebenen-
falls durch Pfarrbrief in wirkungsvoller Weise bekannt 
zu machen. Der Aushang muss bis zum Wahltermin 
zugänglich sein.

§ 7 Stimmzettel
(1) Auf dem Stimmzettel sind dieselben Personen mit
1. Namen 
2. Vorname
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3. Wohnort
4. gegebenenfalls Pfarrbezirk
 und in derselben Reihenfolge und Gliederung 

aufzuführen wie in der Kandidierendenliste.

(2) Außerdem sind auf dem Stimmzettel anzugeben:
1. der Name der Pfarrgemeinde
2. der Wahltermin
3. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des 

Pfarrgemeinderates. 

§ 8 Vereinfachtes Wahlverfahren 

(1) In Pfarrgemeinden bis 1000 Katholikinnen und 
Katholiken kann der Pfarrgemeinderat die Wahl im 
vereinfachten Verfahren beschließen. Dabei kann jede 
oder jeder Wahlberechtigte ungeachtet von einer Kan-
didierendenliste höchstens so viele Namen wählbarer 
Personen in einen vorbereiteten Stimmzettel eintragen, 
wie Mitglieder des Pfarrgemeinderates gemäß § 1 Ab-
satz 4 Statut für die Pfarrgemeinderäte in der Diözse 
Mainz direkt zu wählen sind.

(2)  Dieser Stimmzettel enthält neben den in § 7 Absät-
ze 1 und 2 genannten Angaben: 
1. den Hinweis, dass die Angaben zu den eingetra-

genen Personen deren Identifizierung ermögli-
chen müssen

2. Angaben über die Wählbarkeit und ihre Aus-
schlussgründe gemäß § 3 Statut für die Pfarrge-
meinderäte in der Diözse Mainz.

(3) Falls die Wahl entsprechend der §§ 4 bis 6 der 
Wahlordnung eingeleitet wurde, enthält der Stimm-
zettel darüber hinaus:
1. die Namen derjenigen Personen, die sich zur Kan-

didatur bereit erklärt haben,
2. den Hinweis, dass die Namen der Kandidieren-

den, die nicht gewählt sein sollen, zu streichen 
sind,

3. den Hinweis, dass die nicht gestrichenen Namen 
auf die Zahl der zu wählenden Mitglieder gemäß 
§ 1 Absatz 4 des Statuts für die Pfarrgemeinde-
räte in der Diözese Mainz angerechnet werden 
und dass insgesamt nicht mehr Stimmen verge-
ben werden dürfen, als Mitglieder in den Pfarrge-
meinderat zu wählen sind.

(4) Der Wahlvorstand überprüft die Ordnungsmä-
ßigkeit der Stimmabgaben. Unberücksichtigt bleiben 
Eintragungen, die eine Identifizierung der Person nicht 
ermöglichen oder Personen betreffen, die nicht wähl-
bar sind.
Die übrigen Eintragungen auf den Stimmzetteln blei-
ben gültig.

(5)  Gewählt ist, wer die meisten Stimmen hat. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(6)  Der Wahlvorstand fragt die Gewählten in der Rei-
henfolge der erreichten Stimmenzahl an und gibt ihnen 
die Möglichkeit, sich binnen drei Tagen zur Annahme 
der Wahl zu äußern. Falls keine Äußerung erfolgt, gilt 
die Wahl als abgelehnt.

(7)  Der Wahlvorstand hält die Entscheidung über 
die Annahme der Wahl schriftlich fest. Der schriftli-
che Vermerk ist von der oder dem Vorsitzenden und 
mindestens zwei Beisitzerinnen oder Beisitzern zu 
unterzeichnen. 

(8)  Auf Antrag beim Bischöflichen Ordinariat kann 
das vereinfachte Wahlverfahren auch in Pfarreien 
bis 2000 Katholikinnen und Katholiken angewandt 
werden.

§ 9 Durchführung der Wahl

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter verteilt 
die Aufgaben des Wahlvorstandes vor Beginn der 
Wahlhandlung auf die einzelnen Beisitzerinnen und  
Beisitzer.

(2) Die Mitglieder des Wahlvorstandes sorgen für 
den ungestörten Ablauf der Wahl.

(3) Ein Mitglied des Wahlvorstandes führt eine Liste 
oder Kartei, in die die Wählenden nach Prüfung der 
Wahlberechtigung mit Vor- und Namen, Anschrift 
und Geburtsdatum einzutragen sind. Wenn eine sol-
che Liste der wahlberechtigten Personen bereits vor 
der Wahl vorliegt, ist die Stimmabgabe in dieser Liste 
zu vermerken.

(4) Der Wahlvorstand überzeugt sich vor Abgabe 
des ersten Stimmzettels, dass die Wahlurne leer und 
versiegelt ist. Wenn Stimmzettelumschläge verwendet 
werden, müssen diese einheitlich sein.

(5) Der Wahlvorstand entnimmt unmittelbar nach 
Beendigung der Wahlzeit die Stimmzettel der Wahlur-
ne, zählt sie und vergleicht ihre Anzahl mit der in der 
Liste oder Kartei eingetragenen Wählenden. Die Aus-
zählung ist öffentlich. Ergibt sich dabei auch nach wie-
derholter Zählung eine Abweichung, so ist diese in der 
Niederschrift anzugeben und möglichst zu erläutern.

(6) Der Wahlvorstand sortiert die ungültigen Stimm-
zettel aus. Aus den gültigen Stimmzetteln werden die 
abgegebenen Stimmen je Kandidatin oder Kandidaten 
einzeln gezählt. Über die Gültigkeit der Stimmzettel 
beschließt der Wahlvorstand mit einfacher Mehrheit, 
bei Stimmengleichheit entscheidet die Wahlleiterin 
oder der Wahlleiter.

(7) Über die Wahlhandlung, die Stimmenauszäh-
lung und die Feststellung des Wahlergebnisses fertigt  
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der Wahlvorstand eine Niederschrift an, die von allen 
Mitgliedern zu unterschreiben und alsbald zusammen 
mit den abgegebenen Stimmzetteln und sonstigen Un-
terlagen an das Pfarrarchiv zu geben ist.

(8) Wenn in einer Pfarrgemeinde mehrere Wahllokale 
zur gleichen Zeit geöffnet sind, müssen jeweils eige-
ne Protokolle geführt werden, die nach Abschluss der 
Wahl zu einem Gesamtproto koll zusammengefasst 
werden.

(9) Wenn das Wahllokal oder die Wahllokale zu ge-
trennten Wahlzeiten geöffnet sind, ist die Wahlurne 
jeweils zu versiegeln. Das Ergebnis wird erst nach Be-
endigung der Wahl festgestellt. In diesem Fall ist nur 
ein Protokoll notwendig.

§ 10 Wahlhandlung

(1) Die Wahlhandlung ist öffentlich, die Stimmabga-
be geheim. Jedes wahlberechtigte Gemeindeglied darf 
nur einen Stimmzettel abgeben.

(2) Die Wählenden kreuzen auf dem Stimmzettel 
höchstens so viele Namen an, wie Mitglieder in den 
Pfarrgemeinderat zu wählen sind.

(3) Ein abgegebener Stimmzettel ist ungültig, wenn 
auf ihm mehr Namen angekreuzt sind, als Personen 
zu wählen sind, oder wenn sich auf ihm weitere hand-
schriftliche Zusätze befinden unbeschadet der Rege-
lung über das vereinfachte Wahlverfahren in § 8.

(4) Bei Vorabendgottesdiensten des Wahltages muss 
im Zusammenhang mit den Gottesdiensten Gelegen-
heit zur Stimmabgabe gegeben werden.

§ 11 Briefwahl

(1) Jede und jeder Wahlberechtigte hat auf Antrag die 
Möglichkeit, brieflich zu wählen. Dieser Antrag kann 
bis zum vorletzten Tag vor dem Wahltermin schriftlich 
oder mündlich beim Wahlvorstand oder beim Pfarr-
amt gestellt werden.

(2) Wer einen Antrag auf Briefwahl gestellt hat, erhält 
einen Briefwahlschein, Stimmzettel, Stimmzettel- und 
Wahlbriefumschlag.

(3) Wer die Briefwahl beantragt hat, ist mit Namen, 
Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift in ein eigens 
anzulegendes Verzeichnis einzutragen.

(4) Die Briefwählerin oder der Briefwähler hat den 
Wahlbrief so rechtzeitig abzusenden, dass dieser spä-
testens bis zum Ende der festgesetzten Wahlzeit einge-
gangen ist. Der Wahlbrief muss an den Wahlvorstand 
gerichtet sein, den Briefwahlschein enthalten und in 
einem verschlossenen Umschlag den Stimmzettel.

(5) Auf dem Briefwahlschein haben die Wählenden 
durch Unterschrift zu versichern, dass sie oder er den 
Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat. Fehlt auf 
dem Briefwahlschein die Unterschrift der oder des 
Wählenden oder fehlt der Briefwahlschein, gilt die 
Stimme als nicht abgegeben.

(6) Der Pfarrgemeinderat kann die Durchführung der 
Wahl als allgemeine Briefwahl beschließen. In diesem 
Falle erhalten alle Wahlberechtigten die Briefwahlun-
terlagen. Die Vorschriften in § 10 gelten entsprechend. 
Auch bei allgemeiner Briefwahl muss am Wahltag Ur-
nenwahl möglich sein. 

§ 12 Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlvorstand stellt unverzüglich nach Ab-
schluss der Wahlhandlung das Wahlergebnis fest.

(2) Gewählt sind diejenigen Kandidierenden, welche 
die meisten Stimmen erhalten haben, und zwar so viele 
Personen, wie Mitglieder in den Pfarrgemeinderat ge-
gebenenfalls unter Berücksichtigung der Pfarrbezirke 
zu wählen waren. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los.

(3) Die übrigen Kandidierenden, für die Stimmen 
abgegeben wurden, sind Ersatzmitglieder. Sie rü-
cken beim vorzeitigen Ausscheiden eines gewählten 
Mitgliedes für den Rest der Amtszeit nach. Über die 
Reihenfolge entscheidet die für sie abgegebene Stim-
menzahl, die je Pfarrbezirk festgelegte Zahl von Mit-
gliedern beziehungesweise bei Stimmengleichheit das 
Los.

(4) Die Wahlniederschrift ist an das Bischöfliche Or-
dinariat, Diözesanstelle Pfarrgemeinderäte, Pfarreiräte 
und Gemeindeausschüsse zu senden.

§ 13 Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter hat das Wahler-
gebnis an dem auf den Wahltermin folgenden Sonntag 
in den Gottesdiensten zu vermelden sowie durch Aus-
hang für die Dauer von mindestens zwei Wochen nach 
der Wahl und gegebenenfalls im Pfarrbrief bekannt zu 
geben.

§ 14 Rechtsmittel

(1) Jeder Wahlberechtigte der Pfarrei kann gegen die 
Wahl innerhalb von zwei Wochen nach dem Wahlter-
min schriftlich beim Wahlvorstand Einspruch erheben. 

(2) Die Wahl ist für ungültig zu erklären, wenn er-
hebliche Verstöße gegen die Wahlvorschriften vorlie-
gen und wenn die konkrete Möglichkeit besteht, dass 
der Verstoß die Mandatsverteilung beeinflusst haben 
kann.



— 176 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2023 Nr. 10

(3) Der Wahlvorstand entscheidet über den Ein-
spruch durch Beschluss. Der Beschluss ist schriftlich 
zu begründen sowie mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen und zuzustellen. Der Wahlvorstand hat 
unverzüglich die Diözesanstelle für Pfarrgemeinderä-
te, Pfarreiräte und Gemeindeausschüsse über diesen 
Einspruch und den Beschluss zu informieren.

(4) Gegen den Beschluss ist innerhalb einer Woche 
nach Zustellung die Beschwerde bei der Schiedsstelle 
im Bischöflichen Ordinariat statthaft. Der angegriffe-
ne Beschluss ist in Kopie beizufügen. Die Schiedsstelle 
entscheidet endgültig.

(5) Einspruch und Beschwerde hindern weder die 
Konstituierung noch die Arbeit des Pfarrgemeindera-
tes und haben keine aufschiebende Wirkung. Die oder 
der Vorsitzende der Schiedsstelle kann von Amts we-
gen vorläufige Maßnahmen vor Entscheidung über 
die Beschwerde treffen, insbesondere eine einstweilige 
Anordnung erlassen.

(6) Erklärt die Schiedsstelle auf die Beschwerde die 
Wahl für ungültig, entscheidet das Bischöfliche Ordi-
nariat über einen neuen Wahltermin. § 5 Absatz 5 gilt 
entsprechend.

§ 15 Konstituierung des Pfarrgemeinderates

(1) Die konstituierende Sitzung des Pfarrgemeinde-
rates findet unter Berücksichtigung der Einspruchsfrist 
spätestens vier Wochen nach der Pfarrgemeinderats-
wahl statt. Der Pfarrer lädt ein und leitet die Sitzung.

(2) In dieser Sitzung erklärt jede und jeder Gewählte 
persönlich, ob sie oder er die Wahl annimmt. Erst da-
nach kann über eine Zuwahl weiterer Mitglieder ent-
schieden werden. 

(3) Spätestens in der zweiten Sitzung ist die Vorsit-
zende oder der Vorsitzende zu wählen, die oder der 
mit ihrer oder seiner Wahl die Leitung der Sitzung 
übernimmt.

(4) Der Bericht über die Konstituierung des Pfarrge-
meinderates ist mit der Unterschrift des Pfarrers und 
der oder des Vorsitzenden des Pfarrgemeinderates an 
das Bischöfliche Ordinariat, Diözesanstelle Pfarrge-
meinderäte, Pfarreiräte und Gemeindeausschüsse zu 
senden.

§ 16 Schlussbestimmung

Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 6
Satzung für die Jugendversammlung in Pfarreien im 

Bistum Mainz4

Präambel

Diese Satzung enthält Regelungen zur Jugendver-
sammlung in den Pfarreien des Bistums Mainz. Die 
Bestimmungen des Statuts für die Pfarreiräte in der 
Diözese Mainz und die Wahlordnung für die Wahl der 
Pfarreiräte im Bistum Mainz bleiben unberührt.

Die Jugendversammlungen sind wichtiger Bestandteil 
der Mitbestimmung junger Menschen in den Pfarrei-
en. Sie haben zum Ziel, die Jugendperspektive und 
die Präsenz junger Menschen in den Pfarreiräten zu 
stärken. Hierzu greift die Jugendversammlung Prin-
zipien der verbandlichen Jugendarbeit auf, indem sie 
ein Gremium der Vernetzung, der Mitbestimmung 
und der demokratischen Wahl für junge Menschen 
schafft. Bedeutsam ist dabei insbesondere die stärkere 
Rückbindung an die Jugend durch eine gemeinsame 
Meinungsbildung, die ausschließliche Wahl junger 
Menschen durch junge Menschen und die Möglichkeit 
zur Nachwahl über die Jugendversammlung. Die jähr-
lich stattfindenden Jugendversammlungen sind für die 
amtierenden Jugendvertretungen eine gute Unterstüt-
zung bei der Interessenvertretung. 

§ 1 Aufgaben der Jugendversammlung

Die Aufgaben der Jugendversammlung sind 
insbesondere: 
1. Information und Austausch
2. Wahl der bis zu drei Personen als Jugendvertre-

tung in den Pfarreirat

4  Aufgrund der Vorgabe, dass Rechtstexte keine Sonderzeichen 
innerhalb eines Wortes als Ausdruck einer geschlechtergerechten 
Sprache verwenden dürfen, wird in Artikel 6 von der im BKDJ 
üblichen Schreibweise mit Gendersternchen abgewichen und 
die für das gesamte Artikel-Gesetz in Übereinstimmung mit der 
Leitungskonferenz und dem Diözesan-Pastoralrat gewählte Form 
verwendet.



— 177 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2023 Nr. 10

3. Absprachen zur Jugendarbeit (Vernetzungs- und 
Kooperationsmöglichkeiten sowie die Koordina-
tion gemeinsamer Projekte)

4. Sammeln von Wünschen, Ideen, Anregungen
5. Beratung und Beschlussfassung über Anträge der 

Jugendversammlung an den Pfarreirat
6. Gemeinsame Planungen 

§ 2 Mitglieder der Jugendversammlung

(1) Zur Jugendversammlung werden alle Personen 
zwischen 9 und 27 Jahren, die in der Pfarrei gemeldet 
sind, eingeladen. Weiter werden auch alle beratenden 
Mitglieder gemäß Absatz 5 eingeladen.

(2) Stimmberechtigte Mitglieder der Jugendver-
sammlung sind alle Personen, die zwischen 9 und 27 
Jahre alt und in der Pfarrei gemeldet sind.

(3) Stimmberechtigte Mitglieder sind auch Katholik-
innen und Katholiken, die ihren Wohnsitz nicht in der 
Pfarrei haben, sofern sie am Leben der Pfarrei aktiv 
teilnehmen.

(4) Stimmberechtigte Mitglieder sind auch junge 
Menschen, die nicht katholisch sind, sich aber regel-
mäßig in der Jugendarbeit vor Ort engagieren.

(5) Beratende Mitglieder der Jugendversammlung 
sind
1. die Jugendvertreterin oder der Jugendvertreter 

(sollte diese Person älter als 27 Jahre sein)
2. die Ansprechperson des Pastoralteams
3. die oder der Vorsitzende des Pfarrgemeinderates 

oder eine durch den Pfarrgemeinderat benannte 
Ansprechperson

4. die Referentin oder der Referent des zuständigen 
Katholischen Jugendbüros

5. die Mitglieder des BDKJ. 

§ 3 Einladung und Turnus

(1) Die amtierende Jugendvertretung lädt in Abspra-
che mit der Ansprechperson des Pastoralteams oder 
falls nicht vorhanden mit dem Pfarrer zur Jugendver-
sammlung ein. Solange keine gewählte Jugendvertre-
tung im Amt ist, laden mindestens drei stimmberech-
tigte Personen in Absprache mit der Ansprechperson 
(§ 2 Absatz 5 Ziffer 2) ein. Die Einladung mit vorläu-
figer Tagesordnung wird spätestens vier Wochen vor 
der Sitzung in Textform verschickt oder auf andere 
Weise bekanntgegeben, insbesondere durch Aushang, 
Homepage, Social Media oder im Pfarrbrief.

(2) Die Jugendversammlung findet mindestens ein-
mal im Jahr oder auf Initiative von wenigstens drei 
stimmberechtigten Personen statt.

(3) In den Jahren, in denen ein neuer Pfarreirat ge-
wählt wird, sind folgende Vorgaben zu beachten: 
1. Die Einladung zur Jugendversammlung muss 

spätestens sechs Wochen vor der Wahl des neuen 
Pfarreirates erfolgen und dem Pfarreiratsvorstand 
gegenüber bekanntgegeben sein.

2. Die Wahl der bis zu drei Personen der Jugend-
vertretung muss spätestens zwei Wochen vor der 
Wahl des Pfarreirates erfolgen.

§ 4 Beschlussfähigkeit, Wahlberechtigung und 
Wahlvorgang bei der Wahl der Jugendvertretung

(1) Die Versammlung ist ohne Rücksicht auf die An-
zahl der Teilnehmehmenden beschlussfähig, wenn 
unter Beachtung von § 3 ordnungsgemäß eingeladen 
wurde. 

(2) Zur Wahl berechtigt ist jede Person zwischen 9 
und 27 Jahren, die in der Pfarrei gemeldet ist. Dies sind 
Personen, deren Wohnsitz auf dem Pfarreigebiet liegt.

(3) Als Jugendvertreterin oder Jugendvertreter wähl-
bar sind alle Personen ab 16 Jahren, die in der Pfarrei 
gemeldet sind. 

(4) Wählbar und wahlberechtigt sind auch Katholik-
innen und Katholiken, die ihren Wohnsitz nicht in der 
Pfarrei haben, sofern sie am Leben der Pfarrei aktiv 
teilnehmen, nicht für einen anderen Pfarreirat kandi-
dieren und die übrigen Wählbarkeitsvoraussetzungen 
erfüllen. Sie haben schriftlich zu versichern, dass sie 
nicht in einer anderen Jugendversammlung ihr aktives 
und passives Wahlrecht ausüben.

(5) Wahlberechtigt, jedoch nicht wählbar, sind in 
Übereinstimmung mit den Normen des CIC auch jun-
ge Menschen, die nicht katholisch sind, sich aber regel-
mäßig in der Jugendarbeit vor Ort engagieren.

(6) Die Kandidierenden müssen entweder in der Ju-
gendversammlung vorgeschlagen werden oder vor 
der Jugendversammlung ihre eigene Kandidatur in 
Textform bekannt gegeben haben. 

(7) In Pfarreien mit bis zu 13.000 Mitgliedern können 
maximal zwei Personen als Jugendvertretung gewählt 
werden. In Pfarreien mit mehr als 13.000 Mitgliedern 
können es bis zu drei Personen sein.

(8) Näheres zum Ablauf der Wahl regelt die Wahl-
ordnung für die Jugendversammlung in Pfarreien im 
Bistum Mainz.

§ 5 Protokoll

(1) Die Jugendversammlung trägt Sorge für die Pro-
tokollführung. Das Protokoll wird von der oder dem  



— 178 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2023 Nr. 10

Protokollführenden unterschrieben. Die Ansprech-
person der Pastoralteams und die Jugendvertretung 
nehmen das Protokoll durch Unterzeichnung zur 
Kenntnis.

(2) Ein Ergebnisprotokoll wird allen Mitgliedern der 
Jugendversammlung innerhalb von acht Wochen zu-
gänglich gemacht und veröffentlicht. 

§ 6 Aufgaben und Amtszeit der Jugendvertretung

(1) Die Aufgaben der Jugendvertretung im Pfarreirat 
sind:
1. die Vertretung der Interessen der Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen in allen Belangen
2. falls vorhanden die Mitarbeit im Jugendrat gemäß 

§ 7
3. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Statutes 

für die Pfarreiräte im Bistum Mainz.

(2) Die Personen der Jugendvertretung werden auf 
zwei Jahre gewählt. Sie können aus wichtigen Grün-
den vor den Mitgliedern der Jugendversammlung ih-
ren vorzeitigen Rücktritt erklären. Scheidet eine Per-
son der Jugendvertretung aus dem Amt aus, wählt die 
nächste Jugendversammlung eine Nachfolge. 
Die Amtszeit endet mit Ende der Amtszeit des 
Pfarrgemeinderates. 

§ 7 Verhältnisbestimmung von  
Jugendversammlung und Jugendrat

(1) Mit der Neugründung der Pfarreien ist der in 
Phase 2 des Pastoralen Weges eingeführte Jugendrat 
als zuarbeitendes Gremium zur Pastoralraumkonfe-
renz nicht mehr zwingend notwendig.

(2) Sollte sich im Prozess des Pastoralen Weges ein 
gut funktionierender Jugendrat etabliert haben, kann 
dieser durch Beschluss der Jugendversammlung fort-
bestehen. Über die Zusammensetzung entscheidet die 
Jugendversammlung. Der Jugendrat dient dann, im 
Unterschied zur Jugendversammlung, als ständiges 
Beratungsorgan der Jugend in der Pfarrei.

(3) Die Mitglieder des Jugendrates beraten über The-
men und geben ihre Überlegungen den Jugendvertre-
terinnen und Jugendvertretern mit, die im Pfarreirat 
die Themen der Jugend vertreten. Die Jugendvertre-
tung kann auch Fragestellungen aus dem Pfarreirat in 
den Jugendrat einbringen und diese gemeinsam bera-
ten. Die Jugendvertretung muss, in Absprache mit dem 
Jugendrat, mindestens einmal im Jahr zur Jugendver-
sammlung einladen.

§ 8 Schlussbestimmung

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz in 
Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 7
Wahlordnung für die Jugendversammlung in 

Pfarreien im Bistum Mainz5

Eine zentrale Aufgabe der Jugendversammlung ist die 
Wahl von bis zu drei Personen der Jugendvertretung 
im Pfarreirat. In Ergänzung zur Satzung für die Ju-
gendversammlung in Pfarreien im Bistum Mainz gel-
ten die nachfolgenden Regelungen.

§ 1 Leitung

Für die Wahlen während der Jugendversammlung be-
stimmen die Anwesenden durch offene Abstimmung 
per Handzeichen eine Wahlleitung. Die Wahlleitung 
führt durch den Wahlgang, zählt die Stimmen aus und 
gibt das Ergebnis der Wahl bekannt. Die Wahlleitung 
soll mit zwei Personen besetzt sein, die nicht selbst für 
ein Amt kandidieren.
Ist die Wahlleitung bestimmt, übernimmt sie für die 
Dauer der Wahlen den Vorsitz der Versammlung.

§ 2 Kandidierendenliste

Die Wahlleitung öffnet die Kandidierendenliste und 
nimmt Namensvorschläge entgegen. Vorschlagsbe-
rechtigt sind die Mitglieder der Jugendversammlung. 
Auch zuvor schriftlich eingegangene Kandidaturen 
werden berücksichtigt.

5  Aufgrund der Vorgabe, dass Rechtstexte keine Sonderzeichen 
innerhalb eines Wortes als Ausdruck einer geschlechtergerechten 
Sprache verwenden dürfen, wird in Artikel 7 von der im BKDJ 
üblichen Schreibweise mit Gendersternchen abgewichen und 
die für das gesamte Artikel-Gesetz in Übereinstimmung mit der 
Leitungskonferenz und dem Diözesan-Pastoralrat gewählte Form 
verwendet.
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§ 3 Vorstellung der Kandidierenden

Nachdem die Wahlleitung die Wahlliste geschlossen 
hat, werden die Kandidierenden nacheinander gefragt, 
ob sie bereit sind, sich zur Wahl zu stellen.
Die Kandidierenden können sich nun der Versamm-
lung vorstellen und von der Versammlung befragt 
werden.
Falls es einer kandidierenden Person nicht möglich ist, 
an der Versammlung teilzunehmen, kann die eigene 
Kandidatur in Textform bekanntgegeben werden. In 
diesem Fall ist es empfehlenswert, sich in geeigneter 
Weise der Versammlung vorzustellen, beispielsweise 
per Brief oder Foto. Nichtanwesende Kandidierende 
können nur gewählt werden, wenn sie gemäß den Be-
stimmungen der Satzung für die Jugendversammlung 
in Pfarrgemeinden des Bistums Mainz ihre Kandidatur 
zuvor in Textform bekannt gegeben haben.

§ 4 Wahlvorgang und Wahlergebnis 

Die Wahl der Personen zur Jugendvertretung erfolgt 
in gemeinsamen Wahlgängen. Jede und jeder Wahl-
berechtigte hat pro zu besetzendem Amt eine Stimme. 
Die Stimmen können nicht kumuliert (also auf eine 
Person gehäuft) werden. Gewählt ist, wer mehr als 
die Hälfte der gültigen abgegebenen Stimmen auf sich 
vereinigt. Stimmenthaltungen sind nicht möglich und 
zählen als ungültig abgegebene Stimmen. 
Falls im ersten Wahlgang keine oder nur eine Person die 
erforderliche Mehrheit findet oder bei Stimmengleich-
heit wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt.
Im dritten und letzten Wahlgang ist gewählt, wer die 
einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält. 
In Pfarreien mit bis zu 13.000 Mitgliedern können ma-
ximal zwei Personen gewählt werden. In Pfarreien mit 
mehr als 13.000 Mitgliedern können es bis zu drei Per-
sonen sein.
Die Wahl erfolgt in freier, geheimer und schriftlicher 
Abstimmung. 
Die gewählten Personen müssen einzeln erklären, ob 
sie die Wahl annehmen.

§5 Schlussbestimmung

Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 8
Änderung der Satzung für die Jugendversammlung 

in Pfarrgemeinden im Bistum Mainz

Die Satzung für die Jugendversammlung in Pfarr-
gemeinden im Bistum Mainz in der Fassung vom 
10.07.2019 wird geändert und wie folgt insgesamt neu 
gefasst:

Satzung für die Jugendversammlung in 
Pfarrgemeinden im Bistum Mainz6

Präambel

Diese Satzung enthält Regelungen zur Jugendver-
sammlung in den Pfarrgemeinden des Bistums Mainz. 
Die Bestimmungen des Statuts für die Pfarrgemeinde-
räte in der Diözese Mainz und die Wahlordnung für 
die Wahl der Pfarrgemeinderäte im Bistum Mainz und 
die Wahl der Gemeinderäte anderer Muttersprache im 
Bistum Mainz bleiben unberührt.

Die Jugendversammlungen sind wichtiger Bestandteil 
der Mitbestimmung junger Menschen im Pastoralraum 
und den Gemeinden. Sie haben zum Ziel, die Jugend-
perspektive und die Präsenz junger Menschen in den 
Pfarrgemeinderäten und in den Entscheidungsgremi-
en insgesamt zu stärken. Hierzu greift die Jugendver-
sammlung Prinzipien der verbandlichen Jugendarbeit 
auf, indem sie ein Gremium der Vernetzung, der Mit-
bestimmung und der demokratischen Wahl für junge 
Menschen schafft. Bedeutsam ist dabei insbesondere 
die stärkere Rückbindung an die Jugend durch eine 
gemeinsame Meinungsbildung, die ausschließliche 
Wahl junger Menschen durch junge Menschen und 
die Möglichkeit zur Nachwahl von Vertreterinnen und 
Vertretern über die Jugendversammlung. Die jährlich 
stattfindenden Jugendversammlungen sind für die 
amtierenden Jugendvertretungen eine gute Unterstüt-
zung bei der Interessenvertretung. 

6 Aufgrund der Vorgabe, dass Rechtstexte keine Sonderzeichen 
innerhalb eines Wortes als Ausdruck einer geschlechtergerechten 
Sprache verwenden dürfen, wird in Artikel 8 von der im BKDJ 
üblichen Schreibweise mit Gendersternchen abgewichen und 
die für das gesamte Artikel-Gesetz in Übereinstimmung mit der 
Leitungskonferenz und dem Diözesan-Pastoralrat gewählte Form 
verwendet.
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§ 1 Aufgaben der Jugendversammlung

Die Aufgaben der Jugendversammlung sind 
insbesondere: 
1. Information und Austausch
2. Wahl von bis zu zwei Personen als Jugendvertre-

tung in den Pfarrgemeinderat
3. Absprachen zur Jugendarbeit (Vernetzungs- und 

Kooperationsmöglichkeiten sowie die Koordina-
tion gemeinsamer Projekte)

4. Sammeln von Wünschen, Ideen, Anregungen
5. Beratung und Beschlussfassung über Anträge der 

Jugendversammlung an den Pfarrgemeinderat
6. Gemeinsame Planungen 

§ 2 Mitglieder der Jugendversammlung

(1) Zur Jugendversammlung werden alle Personen 
zwischen 9 und 27 Jahren, die in der Pfarrei gemeldet 
sind, eingeladen. Weiter werden auch alle beratenden 
Mitglieder gemäß Absatz 5 eingeladen.
(2) Stimmberechtigte Mitglieder der Jugendver-
sammlung sind alle Personen, die zwischen 9 und 27 
Jahre alt und in der Pfarrei gemeldet sind.

(3) Stimmberechtigte Mitglieder sind auch Katholik-
innen und Katholiken, die ihren Wohnsitz nicht in der 
Pfarrgemeinde haben, sofern sie am Leben der Pfarrge-
meinde aktiv teilnehmen.

(4) Stimmberechtigte Mitglieder sind auch junge 
Menschen, die nicht katholisch sind, sich aber regel-
mäßig in der Jugendarbeit vor Ort engagieren.

(5) Beratende Mitglieder der Jugendversammlung 
sind
1. die Jugendvertreterin oder der Jugendvertreter 

(sollte diese Person älter als 27 Jahre sein)
2. die Ansprechperson des Pastoralteams
3. die oder der Vorsitzende des Pfarrgemeinderates 

oder eine durch den Pfarrgemeinderat benannte 
Ansprechperson

4. die Referentin oder der Referent des zuständigen 
Katholischen Jugendbüros

5. die Mitglieder des BDKJ.

§ 3 Einladung und Turnus

(1) Die amtierende Jugendvertretung lädt in Ab-
sprache mit der Ansprechperson des des Pastoral-
teams oder falls nicht vorhanden mit dem Pfarrer 
zur Jugendversammlung ein. Solange keine gewähl-
te Jugendvertretung im Amt ist, laden mindestens 
drei stimmberechtigte Personen in Absprache mit der 
Ansprechperson ein. Die Einladung mit vorläufiger 
Tagesordnung wird spätestens vier Wochen vor der 
Sitzung in Textform verschickt oder auf andere Weise 
bekanntgegeben, insbesondere durch Aushang, Home-
page oder im Pfarrbrief.

(2) Die Jugendversammlung findet mindestens ein-
mal im Jahr oder auf Initiative von wenigstens drei 
stimmberechtigten Personen statt.

(3) In den Jahren, in denen ein neuer Pfarrgemeinde-
rat gewählt wird, sind folgende Vorgaben zu beachten: 
1. Die Einladung zur Jugendversammlung muss 

spätestens sechs Wochen vor der Wahl des neu-
en Pfarrgemeinderates erfolgen und dem Pfarrge-
meinderatsvorstand gegenüber bekanntgegeben 
sein.

2. die Wahl der beiden Personen der Jugendvertre-
tung muss spätestens zwei Wochen vor der Wahl 
des Pfarrgemeinderates erfolgen.

§ 4 Beschlussfähigkeit, Wahlberechtigung und 
Wahlvorgang bei der Wahl der Jugendvertretung

(1) Die Versammlung ist – ohne Rücksicht auf die An-
zahl der Teilnehmenden – beschlussfähig, wenn unter 
Beachtung von § 3 ordnungsgemäß eingeladen wurde. 

(2) Zur Wahl berechtigt ist jede Person zwischen 9 
und 27 Jahren, die in der Pfarrei gemeldet ist. Dies sind 
Personen, deren Wohnsitz auf dem Pfarreigebiet liegt.

(3) Als Jugendvertreterin oder Jugendvertreter wähl-
bar sind alle Personen ab 16 Jahren, die in der Pfarrei 
gemeldet sind. 

(4) Wählbar und wahlberechtigt sind auch Katholik-
innen und Katholiken, die ihren Wohnsitz nicht in der 
Pfarrgemeinde haben, sofern sie am Leben der Pfarr-
gemeinde aktiv teilnehmen, nicht für einen anderen 
Pfarrgemeinderat kandidieren und die übrigen Wähl-
barkeitsvoraussetzungen erfüllen. Sie haben schrift-
lich zu versichern, dass sie nicht in einer anderen Ju-
gendversammlung ihr aktives und passives Wahlrecht 
ausüben.

(5) Wahlberechtigt, jedoch nicht wählbar, sind in 
Übereinstimmung mit den Normen des CIC auch jun-
ge Menschen, die nicht katholisch sind, sich aber regel-
mäßig in der Jugendarbeit vor Ort engagieren.

(6) Die Kandidierenden müssen entweder in der Ju-
gendversammlung vorgeschlagen werden oder vor 
der Jugendversammlung ihre eigene Kandidatur in 
Textform bekannt gegeben haben. 

(7) Näheres zum Ablauf der Wahl regelt die Wahl-
ordnung für die Jugendversammlung in Pfarrgemein-
den im Bistum Mainz.

§ 5 Protokoll

(1) Die Jugendversammlung trägt Sorge für die Proto-
kollführung. Das Protokoll wird von der oder dem  Pro-
tokollführenden unterschrieben. Die Ansprechperson 



— 181 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2023 Nr. 10

des Pastoralteams und die Jugendvertretung nehmen 
das Protokoll durch Unterzeichnung zur Kenntnis.

(2) Ein Ergebnisprotokoll wird allen Mitgliedern der 
Jugendversammlung innerhalb von acht Wochen zu-
gänglich gemacht und veröffentlicht. 

§ 6 Aufgaben und Amtszeit der Jugendvertretung

(1) Die Aufgaben der Jugendvertretung im Pfarrge-
meinderat sind:
1. die Vertretung der Interessen der Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen in allen Belangen
2. die Mitarbeit im Sachausschuss Jugend des Pfarr-

gemeinderates und die Sorge für die Durchfüh-
rung der Beschlüsse der Jugendversammlung der 
Pfarrgemeinde

3. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Statutes 
für die Pfarrgemeinderäte in der Diözese Mainz.

(2) Die Personen der Jugendvertretung werden auf 
zwei Jahre gewählt. Sie können aus wichtigen Grün-
den vor den Mitgliedern der Jugendversammlung ih-
ren vorzeitigen Rücktritt erklären. Scheidet eine Per-
son der Jugendvertretung aus dem Amt aus, wählt die 
nächste Jugendversammlung eine Nachfolge. 
Die Amtszeit endet mit Ende der Amtszeit des 
Pfarrgemeinderates. 

§ 7 Schlussbestimmung

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz in 
Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 9
Änderung der Wahlordnung für die 

Jugendversammlung 
in Pfarrgemeinden im Bistum Mainz

Die Wahlordnung für die Jugendversammlung in 
Pfarrgemeinden im Bistum Mainz in der Fassung vom 
10.07.2019 wird geändert und wie folgt insgesamt neu 
gefasst:

Wahlordnung für die Jugendversammlung in 
Pfarrgemeinden im Bistum Mainz7

Eine zentrale Aufgabe der Jugendversammlung ist die 
Wahl der beiden Personen der Jugendvertretung im 
Pfarrgemeinderat. In Ergänzung zur Satzung für die 
Jugendversammlung in Pfarrgemeinden im Bistum 
Mainz gelten die nachfolgenden Regelungen.

§ 1 Leitung

Für die Wahlen während der Jugendversammlung be-
stimmen die Anwesenden durch offene Abstimmung 
per Handzeichen eine Wahlleitung. Die Wahlleitung 
führt durch den Wahlgang, zählt die Stimmen aus und 
gibt das Ergebnis der Wahl bekannt. Die Wahlleitung 
soll mit zwei Personen besetzt sein, die nicht selbst für 
ein Amt kandidieren.
Ist die Wahlleitung bestimmt, übernimmt sie für die 
Dauer der Wahlen den Vorsitz der Versammlung.

§ 2 Kandidierendenliste

Die Wahlleitung öffnet die Kandidierendenliste und 
nimmt Namensvorschläge entgegen. Vorschlagsbe-
rechtigt sind die Mitglieder der Jugendversammlung. 

§ 3 Vorstellung der Kandidierenden

Nachdem die Wahlleitung die Wahlliste geschlossen 
hat, werden die Kandidierenden nacheinander gefragt, 
ob sie bereit sind, sich zur Wahl zu stellen.
Die Kandidierenden können sich nun der Versamm-
lung vorstellen und von der Versammlung befragt 
werden.
Falls es einer kandidierenden Person nicht möglich ist, 
an der Versammlung teilzunehmen, kann die eigene 
Kandidatur in Textform bekanntgegeben werden. In 
diesem Fall ist es empfehlenswert, sich in geeigneter 
Weise der Versammlung vorzustellen, beispielsweise 
per Brief oder Foto. Nichtanwesende Kandidierende 
können nur gewählt werden, wenn sie gemäß den Be-
stimmungen der Satzung für die Jugendversammlung 
in Pfarrgemeinden des Bistums Mainz ihre Kandidatur 
zuvor in Textform bekannt gegeben haben.

7 Aufgrund der Vorgabe, dass Rechtstexte keine Sonderzeichen 
innerhalb eines Wortes als Ausdruck einer geschlechtergerechten 
Sprache verwenden dürfen, wird in Artikel 9 von der im BKDJ 
üblichen Schreibweise mit Gendersternchen abgewichen und 
die für das gesamte Artikel-Gesetz in Übereinstimmung mit der 
Leitungskonferenz und dem Diözesan-Pastoralrat gewählte Form 
verwendet.
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§ 4 Wahlvorgang und Wahlergebnis 

Die Wahl der Personen zur Jugendvertretung erfolgt 
in gemeinsamen Wahlgängen. Jede und jeder Wahl-
berechtigte hat pro zu besetzendem Amt eine Stimme. 
Die Stimmen können nicht kumuliert (also auf eine 
Person gehäuft) werden. Gewählt ist, wer mehr als 
die Hälfte der gültigen abgegebenen Stimmen auf sich 
vereinigt. Stimmenthaltungen sind nicht möglich und 
zählen als ungültig abgegebene Stimmen. 
Falls im ersten Wahlgang keine oder nur eine Person die 
erforderliche Mehrheit findet oder bei Stimmengleich-
heit wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt.
Im dritten und letzten Wahlgang ist gewählt, wer die 
einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält. 
Die Wahl erfolgt in freier, geheimer und schriftlicher 
Abstimmung. 
Die gewählten Personen müssen einzeln erklären, ob 
sie die Wahl annehmen.

§ 5 Schlussbestimmung 

Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz 
in Kraft.
 
Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie

Artikel 10
Anwendungs- und Überleitungsbestimmungen

§ 1 Das Statut für die Pfarreiräte im Bistum Mainz 
gilt in der jeweiligen Pfarrei ab dem im Bischöflichen 
Errichtungsdekret angegebenen Tag ihrer Neugrün-
dung. § 2 Absatz 3 des Statuts für die Pfarreiräte im 
Bistum Mainz ist jedoch bereits jeweils ab dem 1. Au-
gust des Vorjahres des vom Bischöflichen Ordinariat 
als vorgesehen veröffentlichten Zeitpunkts der Pfarrei-
gründung für die bisherigen Pfarreien im betreffenden 
Pastoralraum anzuwenden. 

§ 2 Die Wahlordnung für die Pfarreiräte im Bistum 
Mainz gilt in der jeweiligen Pfarrei ab dem im Bi-
schöflichen Errichtungsdekret angegebenen Tag ihrer 
Neugründung. § 2 der Wahlordnung für die Wahl der 
Pfarreiräte im Bistum Mainz ist jedoch bereits jeweils 
ab dem 1. August des Vorjahres des vom Bischöflichen 
Ordinariat als vorgesehen veröffentlichten Zeitpunkts 
der Pfarreigründung für die bisherigen Pfarreien im 
betreffenden Pastoralraum anzuwenden.

§ 3 Das Statut für die Pfarrgemeinderäte in der Di-
özese Mainz gilt für alle Pfarreien bis zu dem im Bi-
schöflichen Errichtungsdekret angegebenen Tag ihrer 
Aufhebung.

§ 4 Das Statut für die Gemeinderäte in Gemeinden 
von Katholikinnen und Katholiken anderer Mutter-
sprache im Bistum Mainz gilt für alle Gemeinden von 
Katholikinnen und Katholiken anderer Muttersprache 
bis zu dem im Bischöflichen Errichtungsdekret ange-
gebenen Tag der Gründung der neuen Pfarrei, in der 
die jeweilige Gemeinde von Katholikinnen und Katho-
liken anderer Muttersprache ihren Dienstsitz hat.

§ 5 Die Wahlordnung für die Pfarrgemeinderäte und 
die Gemeinderäte von Katholikinnen und Katholiken 
anderer Muttersprache im Bistum Mainz gilt für alle 
Pfarreien bis zu dem im Bischöflichen Errichtungsde-
kret angegebenen Tag ihrer Aufhebung.
Sie gilt in den Gemeinden von Katholikinnen und Ka-
tholiken anderer Muttersprache bis zu dem im Bischöf-
lichen Errichtungsdekret angegebenen Tag der Grün-
dung der neuen Pfarrei, in der die jeweilige Gemeinde 
von Katholikinnen und Katholiken anderer Mutter-
sprache ihren Dienstsitz hat.

§ 6 Die Satzung für die Jugendversammlung in Pfar-
reien im Bistum Mainz gilt in der jeweiligen Pfarrei ab 
dem im Bischöflichen Errichtungsdekret angegebenen 
Tag ihrer Neugründung.

§ 7 Die Wahlordnung für die Jugendversammlung in 
Pfarreien im Bistum Mainz gilt in der jeweiligen Pfar-
rei ab dem im Bischöflichen Errichtungsdekret angege-
benen Tag ihrer Neugründung.

§ 8  Die Satzung für die Jugendversammlung in Pfarr-
gemeinden im Bistum Mainz gilt in den Pfarreien bis 
zu dem im Bischöflichen Errichtungsdekret angegebe-
nen Tag ihrer Aufhebung.

§ 9 Die Wahlordnung für die Jugendversammlung in 
Pfarrgemeinden im Bistum Mainz gilt in den Pfarreien 
bis zu dem im Bischöflichen Errichtungsdekret ange-
gebenen Tag ihrer Aufhebung. 
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Artikel 11
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Veröffentli-
chung im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 15.08.2023

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dr. Anna Ott
Notarin der Kurie


